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Ein Volk für den Frieden
Peter Hintze
/wi' dem 2. Deutschland-Forum, das vor kurzem unter großer Beteiligung
in Bonn stattfand, hielt der Bundesvorsitzende des EAK der CDU/CSU,
Peter Hintze, die Eröffnungsrede, die wir in Auszügen dokumentieren:

. . . Die Verantwortung für un-
sere Vergangenheit ist die Grund-
lage für eine verantwortungsbe-
wußte Gestaltung unserer Gegen-
wart und Zukunft. Sie sollte ausge-
richtet sein an den drei großen
Themen des konziliaren Prozesses
„Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung". In prote-
stantischer Perspektive stellt die
dort festgestellte Differenz über ei-
nen allgemein verbindlichen Weg
zum Frieden aber kein Defizit dar.

Protestanten können im Pluralis-
mus christlicher Frömmigkeitswei-
sen und in der Vielfalt politischer
Einstellungen von Christen einen
elementaren, theologisch unver-
zichtbaren Ausdruck der Vorläufig-
keit gerade auch unserer sozial-
ethischen Erkenntnisse sehen. Se-
oul bietet für die ökumenische Be-
wegung daher die produktive
Chance, von überzogenen Homo-
genitätserwartungen Abstand zu
nehmen. Die Annahme, in einer
von Konflikten und Interessenge-
gensätzen geprägten Welt könnten
die Kirchen für alle Christen ver-
bindlich mit einer Stimme reden,
hat sich in Seoul jedenfalls als Irr-
tum erwiesen.

Gleichwohl sind die im ökumeni-
schen Prozeß angesprochenen Fra-

gen von großer Bedeutung und es
liegt an uns, das große Thema „Ge-
rechtigkeit, Frieden und Bewah-
rung der Schöpfung" mit realisti-
schen und zukunftsweisenden In-
halten zu füllen:

Verbesserung des
Ost-West-Verhältnisses

Wir tragen Verantwortung für
die Weiterentwicklung der Frie-
dens- und Sicherheitspolitik. Si-
cherheitspolitik steht im Dienst po-
litischer, ökonomischer und huma-
nitärer Überlegungen. Mit der wei-
teren Verbesserung des Ost-West-
Verhältnisses wird die Rolle mili-
tärischer Macht reduziert werden.
Wir bleiben zwar nach wie vor auf
eine ausreichende Verteidigungs-

fähigkeit als Schutz vor nicht zu
kalkulierenden Risiken angewie-
sen, aber auf wesentlich niedrige-
rem Niveau. Worauf es jetzt aber
ankommt, ist unsere politisch-wirt-
schaftliche Unterstützung beim
Aufbau stabiler Volkswirtschaften
in Mittel- und Osteuropa und damit
gerade auch in der Sowjetunion.
Denn wirtschaftliche Stabilität in
dieser Region ist ein fundamentaler
Beitrag zur Sicherheit auf unserem
Kontinent.

Hierbei kommt dem deutsch-
sowjetischen Verhältnis eine
wichtige Rolle zu. Gorbatschow
hat das Brandenburger Tor auf-
geschlossen. Gute und friedfer-
tige Beziehungen zwischen Deut-
schen und den Völkern der
Sowjetunion tragen zur Stabilität
in Europa bei. Aber sie dürfen
nicht isoliert oder als Sonderver-
hältnis gesehen werden. Auch

Peter Hintze begrüßt Landtagspräsident Dr. Gottfried Müller (H.) und Moderator
Dr. Klaus Lefringhausen (re.)
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das geeinte Deutschland kann
nicht der Wirtschafts- und
Finanzpartner der UdSSR
schlechthin sein. Aber die deut-
sche Wirtschaft wird Teil des
zukünftigen europäischen Bin-
nenmarktes von fast 340 Millio-
nen Menschen sein. Die Sowjet-
union braucht den fairen Zu-
gang zu diesem Markt. Wir kön-
nen dabei helfen.

Verantwortung für Europa

Wir tragen Verantwortung für
Europa. Es entspricht der Ent-
wicklung in Europa sowie der
Verflechtung unseres Landes
mit unseren europäischen Nach-

die langfristig auch einen Bei-
tritt von Polen, der CSFR und
Ungarn ermöglichen sollten.
Darüber hinaus ist der KSZE-
Prozeß als gemeinsames politi-
sches und sicherheitspolitisches
Dach über West- und Osteuropa
zu vertiefen und zu institutiona-
lisieren.

Wir tragen Verantwortung für
die eine Welt. Globale Heraus-
forderungen wie regionale Kon-
flikte in Verbund mit religiösem
Fundamentalismus, Terroris-
mus, die dramatische Verbrei-
tung von nuklearen und chemi-
schen Waffen samt der bis nach
Europa reichenden Trägersy-
steme sowie soziale und wirt-
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barn, daß wir heute schon längst
über die Nation hinausdenken
müssen. Die Vereinigung
Deutschlands ist nicht der End-
punkt deutscher Geschichte.
Bundeskanzler Kohl hat am 22.
Februar in Camp David betont,
daß die „europäische Integra-
tion nicht nur ausgebaut, son-
dern auch deutlich beschleunigt
werden muß. Über den großen
Binnenmarkt 1992, über die
Wirtschafts- und Währungs-
union hinaus bleibt unser Ziel
die Politische Union". Diese po-
litische Union der europäischen
Staaten muß auch alle für die
Sicherheit unseres Kontinents
bedeutenden Bereiche ein-
schließen. Für diese europäische
Union geben alle Staaten Euro-
pas Souveränitätsrechte ab - das
ist die beste Garantie gegen ein
Wiederaufleben des Nationalis-
mus in Westeuropa.

Ein integriertes Westeuropa
wird darüber hinaus zum Anzie-
hungs- und Anknüpfungspunkt
für die jungen Demokratien
Osteuropas. Dem hat die EG
durch verstärkte Assoziierungs-
angebote Rechnung zu tragen,

schaftliche Spannungen in den
Ländern der 3. Welt können
eine internationale Radikalisie-
rung mit weitreichenden Konse-
quenzen für Europa bewirken.
Dem können wir uns in
Deutschland nicht entziehen.

Deutschland hat auch die
wichtige Aufgabe, seinen Bei-
trag dazu zu leisten, daß Hunger
und Elend überwunden werden,
daß die gravierende Verletzung
der Natur gestoppt wird, daß die
Erde von allen Menschen als ein
Gesamtlebenszusammenhang
verstanden, gelebt und bewahrt
wird. Hier sind wir politisch ge-
fordert, hier sind wir wirtschaft-
lich gefordert, hier sind wir aber
gerade als Christen gefordert.

Frieden mit der Natur

Wir werden auch die Frage zu
diskutieren haben, ob wir uns
auf Dauer aus friedenssichern-
den Aktionen im Rahmen der
Vereinten Nationen heraushal-
ten können. Wir sind ja Teil der

Im Gespräch: Marcel Kaufmann (RCDS), Rainer Eppelmann,
Peter Hintze (von links)

einen Welt und deswegen schaut
man in New York, in London, in
Neu-Dehli darauf, ob die Deut-
schen ihren Teil der Weltverant-
wortung wahrnehmen. Wir tra-
gen Verantwortung für den öko-
logischen Frieden. Zu den glo-
balen Herausforderungen unse-
rer Zeit gehören aber auch die
ökologischen Gefährdungen.
Wenn wir vom Frieden reden,
müssen wir auch vom Frieden
mit der Natur reden. Die Vergif-
tung von Wasser, Boden und
Luft, die Zerstörung der Erd-
atmosphäre, das Abholzen der
Regenwälder, sind Probleme,
die sich der ganzen Menschheit
stellen. Wir wollen dazu auf un-
serem 3. Deutschland-Forum
ausführlicher diskutieren.

Wir tragen Verantwortung für
ein Deutschland im Westen.
Unser Land kann nur deshalb
seiner Verantwortung gegen-
über Osteuropa und der Sowjet-
union, aber auch international
gerecht werden, weil es fest in
die westliche Gemeinschaft ein-
gebunden ist. Nationale Sonder-
wege zwischen Ost und West
oder etwa ein deutsches Sonder-
bewußtsein kann und darf es-
nicht geben. Unsere Identität ist
fest verbunden mit den Werten
europäisch-amerikanischer De-
mokratie. Zwischen den Ideen
der ersten demokratischen Ver-
fassung, der Verfassung der
Vereinigten Staaten und den
Ideen der Widerstandsbewe-
gung der ehemaligen DDR be-
steht ein grundsätzlicher Wirk-
zusammenhang. Deshalb ist für
uns Deutsche das nordatlanti-
sche Bündnis nicht nur eine si-
cherheitspolitische Klammer
zwischen Europa und Nordame-
rika, sondern vor allem Aus-
druck einer grundsätzlichen
Werte ngemeinschaft.

Wir tragen Verantwortunr -
einen sicherheitspolitisc.. -i
Realismus. Das „Ende der Ge-
schichte" ist mit dem Epochen-
jahr 1989 nicht eingetreten.
Auch wenn in Europa der Kalte
Krieg überwunden worden ist -
es wäre unaufrichtig, unseren
Bürgern eine ideale oder kon-
fliktfreie Welt von morgen zu
versprechen. Gerade die christ-
liche Anthropologie bleibt unser
Maßstab für die Ablehnung ei-
ner Politik, die vollkommene
Problemlösungen zu verspre-
chen scheint. Deshalb bleiben
wir auf Dämme gegen die
menschliche Unvollkommen-
heit angewiesen. Auch Verträge
über militärische Abrüstung und
Stabilität, auch eine zuneh-
mende Vernetzung der Staaten-
welt können die Gefahr militäri-
scher Gewaltandrohung nur .
mindern, aber nicht völlig uX,-
schließen.

International vereinbarte Me-
chanismen der Konfliktregelung
schaffen nicht automatisch Si-
cherheit und Stabilität, sondern
setzen beide voraus. Deshalb
bleiben wir auch weiterhin auf
eine autonome westliche Vertei-
digungsfähigkeit der NATO und
damit auf Streitkräfte angewie-
sen. Die Soldaten der Bundes-
wehr haben von Anfang an nie-
manden bedroht. Ihr Auftrag
war nicht das Ergebnis irgend-
eines Feindbildes, sondern des
Verfassungsbildes unserer De-
mokratie. Als Garanten unserer
Sicherheit und politischen Un-
abhängigkeit haben auch sie ih-
ren Teil zum friedlichen Ende
des Kalten Krieges beigetragen.
Und sie stehen für eine Ord-
nung, in der jeder auch die Ge-
wissensentscheidung gegen den
Dienst mit der Waffe in An-
spruch nehmen kann. •
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Die Soziale Marktwirtschaft
nun in ganz Deutschland
Ulf Fink

Die deutsche Einheit ist vollzogen. Nach den Tagen der Festlichkei-
ten gilt es nun, den Rahmen für die Soziale Marktwirtschaft, der
durch die Gesetze der Bundesrepublik Deutschland und durch den
Einigungsvertrag nun auch in den fünf neuen östlichen Bundeslän-
dern gilt, konkret auszufüllen. Es ist einmalig in der Geschichte, daß
in wenigen Monaten ein wirtschaftliches, politisches, soziales und
gesellschaftliches System abgeschafft und durch ein völlig anderes
ersetzt wird.

Daß es beim Übergang von
einem 40 Jahre vorherrschenden
zentralistisch und kollektivi-
stisch gesteuerten System in die
Soziale Marktwirtschaft neben
v'^'en Verbesserungen auch
L f schwierige Probleme geben
wurde, war jedem klar. Kritiker
übersehen jedoch, daß die be-
stehenden Probleme eine Erb-
last des SED-Regimes sind. So
ist die vorübergehend empor-
schnellende Arbeitslosenrate
nicht ursächlich dem System der
Sozialen Marktwirtschaft zuzu-
schreiben, sondern vielmehr Of-
fenbarung der wahren Zustände
des überwundenen „real existie-
renden Sozialismus", der damit
verbundenen Planwirtschaft
und der staatlicherseits verord-
neten Verleugnung der wahren
wirtschaftlichen Umstände.

Fortsetzung von Seite 2

2. Deutschland-Forum
Jnsere Geschichte ver-

pflichtet uns in ganz besonderer
Weise, dem Weltfrieden zu die-
nen. Wir leben in einer Zeit
gewaltiger Veränderungen.
Trennendes fällt in sich zusam-
men, Verbindendes wächst auf
dem fruchtbaren Boden der Mit-
menschlichkeit zwischen Ost
und West. Freiheit und Men-
schenrechte haben ihren Sieges-
zug in Osteuropa angetreten.
Die deutsche Einheit kann die-
sen Prozeß beschleunigen. Sie
leistet einen wichtigen Brücken-
schlag über die Gräben des Miß-
trauens, unter denen die Völ-
kergemeinschaft seit Generatio-
nen leidet. Damit ist sie das
Symbol und Motor einer neuen
Zeit des Friedens und der Part-
nerschaft. Frieden ist unser Auf-
trag, Verständigung der Weg
dorthin".
(Auszug aus dem Grußwort von
Norbert Blüm, CDU-Landesvorsit-
zender NRW, für das 2. Deutsch-
land-Forum)

Die Grundpfeiler der Sozia-
len Marktwirtschaft beginnen zu
tragen. Dazu gehören insbeson-
dere die Sozialgesetzgebung mit
ihren großen solidarischen Si-
cherungsinstrumenten wie Ar-
beitslosenversicherung, Kran-
kenversicherung, Unfallversi-
cherung, Rentenversicherung
und auch die Sozialhilfe, die
Selbstverwaltung, das Arbeits-
recht, die Tarifautonomie wie
auch die wirtschaftliche Kompo-
nente der Sozialen Marktwirt-
schaft mit Wettbewerb und
Konkurrenz, freier Preisbil-
dung, Gewerbefreiheit und den
dazugehörigen gesetzlichen
Kontrollmechanismen.

Vier Aspekte erschweren den
reibungslosen Übergang:

Die Zerrüttung der „DDR"-
Wirtschaft ist stärker als be-
fürchtet. Veraltete Bausubstanz
kann nicht über Nacht erneuert
werden. Zigtausende fehlende
Telefonanschlüsse können nicht
binnen Wochen verlegt werden.
Hunderttausende seit Jahren
de-facto-Arbeitslose können
nicht von einem Tag zum näch-
sten in neue Beschäftigungsver-
hältnisse vermittelt werden - so
wünschenswert dies auch wäre.
Ein überkommenes Schienen-
netz, marode Straßen und weit-
gehend hoffnungslos überaltete
Produktionsstätten bedürfen
der Modernisierung. Der Wie-
deraufbau dessen, was das alte
System hat zerfallen lassen, be-
darf der vermehrten Anstren-
gung aller Bundesbürger. Nur
gemeinsam und solidarisch führt
der Weg zum Ziel.

Ein zweiter • Problembereich
sind die alten SED/PDS-Seil-
schaften. Immer noch sitzen an
einigen führenden Positionen
die Kader vergangener Tage.
Dies wird insbesondere dann
zum Problem, wenn die alten
neuen Verantwortlichen ein In-
teresse daran haben, Sand in das
Getriebe zu streuen. Mit der

Rahmen für die Soziale Markt-
wirtschaft konkret auffüllen

Etablierung der Sozialen Markt-
wirtschaft und der freien Ge-
richtsbarkeit wird sich das über-
winden lassen.

Problematisch ist weiterhin
drittens, daß der gesamte Ver-
waltungs- und Administrations-
bereich trotz intensiver Bemü-
hungen der Bundesregierung
und beteiligten Behörden
schwerfällig anläuft. So beste-
hen beispielsweise nach wie vor
Probleme bei der Finanzverwal-
tung dahingehend, die Beiträge
(Steuern) ordnungsgemäß ein-
zuziehen. Auf die gesetzlichen
Krankenkassen wird dieses Pro-
blem ab 1991 zukommen. Um
diese Problematik zu entschär-
fen, haben einige Ministerien in
Berlin Außenarbeitsgruppen
eingerichtet, die direkt vor Ort
diese Mißstände angehen wer-
den.

Viertens benötigen die neuen
Bundesbürger Freiräume, um
sich mit den neuen „Spielre-
geln" des Zusammenlebens und
Wirtschaftens vertraut zu ma-
chen. Sich aus dieser staatlichen
Bevormundung zu lösen, heißt
auch, Selbständigkeit wieder zu
erlernen.

Es bedarf verstärkter Bemü-
hungen, die Arbeitslosigkeit in
den Ländern der ehemaligen
DDR aktiv zu bekämpfen. Dazu
ist eine intensive Arbeitsmarkt-
politik von Nöten. Hier ist auch
der Staat gefragt. So muß drin-
gend eine bedarfsorientierte

Anzahl an Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen für die neuen Bun-
desländer zur Verfügung gestellt
werden. Eine aktive Arbeits-
marktpolitik muß auch die Qua-
lifizierungsmaßnahmen för-
dern. Dazu gehören Weiterbil-
dungsangebote und Umschu-
lungsprogramme.

Qualifizierung und Integration
der Arbeitslosen

Die arbeitslosen und kurzar-
beitenden Bürger der Länder im
Osten Deutschlands sind ar-
beitswillig und arbeitsfähig. Es
ist Aufgabe aller Bürger und
damit auch des Staates, diese
Menschen zu qualifizieren, da-
mit sie wieder in den Arbeits-
prozeß integriert werden kön-
nen. Qualifizierte Arbeitneh-
mer vor Ort bieten die Gewähr
dafür, daß auch neue Arbeits-
plätze geschaffen werden.

Die Konzeption der Sozialen
Marktwirtschaft zielt darauf ab,
Menschen ein selbstbestimmtes
Leben in Freiheit zu ermögli-
chen. Dazu tragen verschiedene
Prinzipien bei, wie etwa das Lei-
stungsprinzip einerseits, aber
auch soziale Gerechtigkeit.
Weiterhin herrscht Wettbe-
werb, aber auch Solidarität.

Die Soziale Marktwirtschaft
ist ein gutes gesellschaftliches
System. Es ist aber nicht per-
fekt. Auch wir müssen hinzuler-
nen.

Die Soziale Marktwirtschaft,
deren Anfänge in den 40er Jah-
ren begründet wurden, ist ein
dynamisches Konzept. Das
heißt, daß es nicht die Soziale
Marktwirtschaft schlechthin
gibt. So muß auch hier in der
Bundesrepublik die systemati-
sche Weiterentwicklung der So-
zialen Marktwirtschaft vorge-
nommen werden, wobei insbe-
sondere aktuelle gesellschaftli-
che Gegebenheiten zu berück-
sichtigen sind.

So läßt sich etwa seit einiger
Zeit feststellen, daß die großen
solidarischen Sicherungssy-
steme vor den bedeutenden all-
gemeinen Lebensrisiken wie
etwa Krankheit, Arbeitslosig-
keit oder Arbeitsunfähigkeit
schützen. Ein Sicherungsinstru-
ment fehlt jedoch: die gemein-
schaftliche Absicherung des fi-
nanziellen Aspektes bei Pflege-
bedürftigkeit. Es ist ein unwür-
diger Zustand, daß trotz eines
arbeitserfüllten Lebens etwa
70 % der Heimbewohner zu Ta-
schengeldempfängern degra-
diert werden, weil ihre Rente
nicht ausreicht, um die hohen
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Pflegekosten zu bezahlen. Da-
mit werden die pflegebedürfti-
gen Sozialhilfeempfänger fak-
tisch zu Taschengeldbeziehern.
Hier bedarf es in unserem Sy-
stem einer Ergänzung dahin ge-
hend, das finanzielle Pflegefall-
risiko solidarisch und gerecht
abzusichern.

Bewertung der Arbeit

Ein weiterer Aspekt betrifft
die Bewertung der Arbeit. Die
gesellschaftlich unverzichtbare
Nichterwerbsarbeit wird im Ver-
gleich zur beruflichen Erwerbs-
tätigkeit kaum anerkannt. Da-
bei sollte gelten, daß derjenige,
der Angehörige oder Nachbarn
pflegt, nicht schlechter dasteht,
als derjenige, der eine Maschine

bedient. Wir brauchen eine
neue Kultur des Helfens. Mit-
bürger, die Menschen pflegen,
die freiwillig ihre Arbeitskraft in
den Dienst für andere stellen
und die ehrenamtlich Hilfe lei-
sten, müssen stärker gefördert
werden. Dazu brauchen wir ein
Gefüge von Garantien, Ent-
schädigungen und Anreizen.

Aus der Vielzahl geeigneter
Maßnahmen möchte ich nur
einige Beispiele nennen: Auf-
wandsentschädigungen sind zu
erstatten, eine finanzielle Aner-
kennung für freiwilliges soziales
Handeln muß von der Besteue-
rung ausgenommen werden. Öf-
fentliche Förderung von Selbst-
hilf egruppen, beispielsweise
durch Überlassung von Räu-
men, durch organisatorische

und personelle Hilfen und durch
Hilfen zur Öffentlichkeitsarbeit
ist zu gewähren. Arbeitnehmer/-
innen sollen die Möglichkeit zur
längeren beruflichen Freistel-
lung mit Arbeitsplatzgarantie
erhalten, wenn sie eine freiwil-
lige Sozialzeit ableisten. Auch
müssen Hilfsbedürftige und
Helfende zueinander finden
können. Dazu sollen neue For-
men der Vermittlung beitragen.
Ein Aktionsprogramm „Sozia-
ler Monat" in Form eines einmo-
natigen Praktikums soll angebo-
ten werden. Dabei soll in Schu-
len die Möglichkeit geschaffen
werden, aufgeworfene Fragen in
bezug auf das Praktikum vor
und später nachzubereiten.

Schon bestehende gesetzlich
geschützte Formen des sozialen

Engagements, wie etwa das frei-
willig soziale Jahr, müssen stär-
ker als bisher gefördert werden.
So ist die finanzielle Anerken-
nung zu verbessern, eine An-
rechnung der Tätigkeit als prak-
tische Zeit für die Ausbildung in
einem verwandten Beruf zu er-
möglichen, und es muß darüber
nachgedacht werden, ob eine
solche Sozialzeit von der Wehr-
bzw. Zivildienstpflicht entbin-
det. Die aufgeführten Maßnah-
men fördern eine Gesellschaft,
in der wieder mehr Mitmensch-
lichkeit und mehr soziale Zu-
wendung möglich ist.

Anm.: Ulf Fink ist Bundesvorsitzen-
der der CDA-Sozialausschüsse und
stellvertretender Vorsitzender des
DGB
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Soziale Marktwirtschaft für alle Deutschen
Die bewährte Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung Ludwig Erhards wird sich durchsetzen
Klaus Weigelt
In Deutschland findet seit dem 1. Juli 1990 mit der Einführung der
Wirtschafts-, Währung»- und Sozialunion und insbesondere seit der
Vollendung der Deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 ein
aufsehenerregender, spannender und einmaliger politischer, wirt-
schaftlicher und sozialer Umwandlungsprozeß statt, für den es kein
historisches Vorbild gibt. Wie der rasante Ablauf der politischen
Ereignisse in den vergangenen Monaten zeigt, mußten die verant-
wortlichen Politiker jeweils sehr schnell das Richtige tun, um den
durch die friedliche Revolution vom Herbst 1989 in Gang gekomme-
nen Prozeß der Befreiung von 17 Millionen Menschen und die
Vereinigung aller Deutschen nicht zu behindern, sondern durch
geeignete Maßnahmen zu unterstützen.

Historische Augenblicke
müssen erkannt und ohne Ver-
zögerung politisch gestaltet wer-
den. Es ist deswegen ein Glücks-
fall für uns Deutsche, daß mit
Bundeskanzler Helmut Kohl ein
Mann an der Spitze der Regie-
rung steht, der nicht nur die
politischen Zeichen der Zeit
rechtzeitig erkannte, sondern
mit seiner definitiven Entschei-
dung für die Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion auch das
wirtschaftspolitisch einzig rich-
tige Signal gesetzt und sich da-
mit als Ludwig Erhard der neun-
ziger Jahre erwiesen hat.

Konsumentenfreiheit statt
Kommandowirtschaft

Mit dem 1. Juli 1990 fiel das
gesamte System der zentralen
Verwaltungswirtschaft der Ex-
DDR in sich zusammen. Der
Wirtschaft von oben, also durch

Zentralplaner, Verwalter und
SED-Bonzen folgte eine Wirt-
schaft von unten, also durch
Konsumenten, Arbeiter und
Unternehmer. Das Ergebnis
war gerade nicht die „Ellenbo-
gengesellschaft" oder „Zwei-
Drittel-Gesellschaft", wie uns
Leute weismachen wollen, die
den Prozeß nicht verstehen oder
nicht verstehen wollen, sondern
es war schlicht und einfach die
Einführung der Konsumenten-
souveränität im In- und über die
offenen Grenzen auch im Aus-
land.

Und dieser Konsument, der ja
zugleich auch Arbeiter und An-
gestellter ist, erkannte mit der
neu erworbenen D-Mark sehr
schnell, daß ihm die Produkte
und Dienstleistungen der Bun-
desrepublik Deutschland und
des westeuropäischen Auslan-
des besser gefielen, als die der
Ex-DDR oder der bisherigen

sozialistischen Bruderländer.
Und so machte er von seiner
neugewonnenen Entschei-
dungsfreiheit Gebrauch und
kaufte eben nicht mehr die Pro-
dukte, die aus der sozialistischen
Mangelwirtschaft noch übrig ge-
blieben waren, sondern erkaufte
die neuen und guten Produkte,
die ihm jetzt reichlich zur Verfü-
gung standen.

Klaus Weigelt: Differenziertes
Sozialstaatsangebot aufbauen

Natürlich hatte das Auswir-
kungen. Jedem, der auch nur ein
wenig ökonomisch denken
kann, leuchtet das ein. Der Kon-
sument, der mit seinen D-Mark
Westware kaufte, stellte als Ar-
beiter in seinem Ostware produ-
zierenden Unternehmen fest,
daß auf einmal sein Arbeitsplatz

gefährdet war. Seine eigene ra-
tionale, ökonomische Hand-
lungsweise trug damit zu einem
Strukturwandel bei, der ihn -
zumindest vorübergehend - exi-
stenziell durch den Verlust des
Arbeitsplatzes gefährden
konnte. Die Akzeptanz von Pro-
dukten aus der Ex-DDR sank
bis auf etwa 10 % und zugleich
stiegen die Arbeitslosen- und
Kurzarbeiterzahlen kräftig ••"•>
ohne daß sie bisher ihren Hc >
punkt erreicht hätten.

Erste positive Wirkungen

Ist das nun ein Grund, um
eine Katastrophenstimmung zu
erzeugen? Ich meine, gerade das
Gegenteil müßte man tun: Wir
haben Grund, uns über diesen
Prozeß zu freuen. Nach dem
Monatsbericht für Oktober 1990
des Bundesministeriums für
Wirtschaft zerbrechen in den
neuen Ländern ineffiziente
Strukturen. Die Erzeugung der
vielfach nicht wettbewerbsfähi-
gen Güter wurde eingeschränkt.

Die Straffung von Wirtschaft
und Verwaltung führe zwar zu
einer erheblichen Freisetzung
von Arbeitskräften, für die der-
zeit noch nicht in ausreichendem
Maße neue Arbeitsplätze zur
Verfügung stehen, andererseits
aber zeigen die Eigeninitiativen
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der neuen Bundesbürger wach-
sendes unternehmerisches En-
gagement westlicher Firmen
und die beträchtlichen staat-
lichen Hilfen zur Erneuerung
der Wirtschaft erste unverkenn-
bare positive Wirkungen. So sei
es bereits in erheblichem Um-
fang zur Gründung neuer Exi-
stenzen gekommen. Die Zahl
der Kooperationen von west-
lichen Unternehmen mit Betrie-
ben im Osten Deutschlands
nehme zu. Das Preisklima - und
das ist außerordentlich wichtig -
sei im wesentlichen ruhig geblie-
ben. Die Realeinkommen seien
spürbar gestiegen.

Die Bevölkerung verhalte
sich besonnen, wenngleich die
Ansätze zum Neubeginn die ka-
t^elrophalen Folgen jahrzehnte-

s;„är Mißwirtschaft innerhalb
nur weniger Monate noch nicht
hätten ausgleichen können. Im-
mer deutlicher würden die im-
mensen Fehlleistungen von
mehr als 40 Jahren soziali-
stischer Kommandowirtschaft
nach der Einführung der So-
zialen Marktwirtschaft zutage
treten.

So weit, so gut. Das Problem
ist nur, daß viele Menschen
diese komplizierten Prozesse
nicht durchschauen oder auch
von ihrer konkreten Situation
nicht zu abstrahieren vermögen,
um die mittelfristig eindeutig
positiven Konsequenzen der ab-
laufenden Strukturrevolution zu
erkennen. Dazu gibt es nicht
wenige Politiker und Kommen-
+ *ren in den Medien, die mehr

. _lA auf Agitation, Propaganda
und Panikmache legen als auf
Sachinformation und wahrheits-
getreue Aufklärung.

Widerstände gegen
Strukturrevolution

Und gerade zur wahrheitsge-
treuen Aufklärung zählt auch,
daß man nicht nur einen him-
melschreienden Mißstand dar-
stellt, sondern auch erläutert,
wo er seine Wurzeln hat und was
bereits an politischen Maßnah-
men eingeleitet worden ist, um
ihm abzuhelfen. So war die Mel-
dung vor einigen Tagen, daß die
Luftverschmutzung in Leipzig
bereits in den letzten sechs Mo-
naten um 25 % zurückgegangen
sei, nicht über Fernsehen und
Rundfunk zu vernehmen, son-
dern nur als wenige Zeilen lange
Zeitungsmeldung auf den hinte-
ren Seiten zu lesen.

Westdeutsche Wirtschaft
lauft auf vollen Touren

Das Herbstgutachten der For-
schungsinstitute bestätigt ein-
drucksvoll: Die Wirtschaft im Ge-
biet der bisherigen Bundesrepublik
läuft auf vollen Touren: „In West-
deutschland hat sich die konjunktu-
relle Expansion in unvermindertem
Tempo fortgesetzt. Die Auslastung
der Produktionskapazitäten, die
schon ein sehr hohes Niveau er-
reicht hatte, nahm weiter zu. Die
Zahl der Beschäftigten ist beträcht-
lich gestiegen und die der Arbeitslo-
sen ist spürbar zurückgegangen,
obwohl sich das Arbeitskräfteange-
bot infolge des Zustroms von Über-
siedlern und Aussiedlern erheblich
ausgeweitet hat."

Deutlich schlechter ist die wirt-
schaftliche Situation in den neuen
Bundesländern. Die Produktion ist
„dramatisch zurückgegangen".
Die Wirtschaftsforscher betonen
aber, daß die derzeitigen Probleme
nicht der Einführung der Sozialen
Marktwirtschaft zuzuschreiben
sind, sondern „Folge der funda-
mentalen Mängel des bisherigen
Systems" sind.

„In Westdeutschland wird sich
die kräftige Aufwärtsentwicklung
von Produktion und Nachfrage
auch 1991 fortsetzen". Auch die
Nachfrage nach Ausrüstungsinve-
stitionen bleibt weiterhin aufwärts
gerichtet. Sie wird im wesentlichen
durch die unverändert hohe Kapa-

zitätsauslastung, die günstigen Er-
tragsperspektiven und besonders
durch die sich bietenden neuen
Marktchancen in Ostdeutschland
gefördert. Das Tempo der wirt-
schaftlichen Aufwärtsbewegung
wird allerdings durch das schwä-
chere Weltwirtschaftswachstum et-
was gedämpft.

In der ostdeutschen Wirtschaft
ist der Tiefpunkt der Umstellungs-
krise noch nicht erreicht: Der Ab-
satz heimischer Produkte wird zu-
nächst weiter zurückgehen, die Ar-
beitslosenzahlen werden noch stei-
gen. Alles in allem gehen die For-
schungsinstitute davon aus, daß ab
Mitte nächsten Jahres eine Auf-
wärtsentwicklung sichtbar werden
wird.

Das Gutachten schätzt für 1991
ein Wirtschaftswachstum von 1,5
Prozent (Westdeutschland 2,5 Pro-
zent), eine Arbeitslosenquote von
9,5 Prozent (Westdeutschland 7
Prozent), die Zahl der Arbeitslosen
auf 3,4 Millionen (Westdeutsch-
land 2 Millionen), die Zahl der
Kurzarbeiter auf 1,8 Millionen
(Westdeutschland 80 000).

Die Gutachter sprechen sich klar
gegen Steuererhöhungen aus, weil
diese entweder Leistungsanreize
mindern würden oder eine Lohn-
Preis-Spirale in Gang setzen könn-
ten. Sie plädieren für die Ausnut-
zung aller möglichen Einsparpo-
tentiale.

(ans: uid 34/90)

Woran liegt das? Natürlich
muß man sich über den besten
Weg, um Wohlstand und Ge-
rechtigkeit für alle Deutschen zu
erreichen, auch politisch strei-
ten. Für einen positiven Aus-
gang dieses Streites ist es wenig
hilfreich, daß in vielen Veran-
staltungen, Ämtern und Be-
triebsleitungen immer noch die
alten Seilschaften der SED-
Bonzen sitzen, die sich inzwi-
schen beachtliche Gehaltserhö-
hungen zugeschanzt haben und
denen weniger daran gelegen
ist, ihre Betriebe zukunftsfähig
zu machen, als Steine auf den
Weg der Sozialen Marktwirt-
schaft zu werfen. Aus ideologi-
schen Gründen geht es diesen
Kräften um den im Ansatz ver-
fehlten Nachweis, daß Sozialis-
mus eben doch besser sei - „da
sind halt ein paar Fehler ge-
macht worden" - als ein Kapita-
lismus, der wieder zur Klassen-
gesellschaft führe.

Leider segeln in diesem ideo-
logischen Fahrwasser - schließ-

lich haben wir Wahlkampf! -
auch starke Kräfte der Sozialde-
mokraten und Gewerkschaften
mit. So hat der Vorsitzende der
IG Metall, Steinkühler, kürzlich
behauptet, die Politik der Re-
gierung führe nun nach der poli-
tischen Einigung in die soziale
Spaltung. Diese Aussage ist
nicht nur sachlich falsch, weil sie
weder mit den Fakten noch mit
der Intention der Regierung in
Einklang zu bringen ist,-sondern
sie ist darüber hinaus auch Aus-
druck eines unterentwickelten
Verhältnisses zur Ethik in der
Politik.

Auch dem Kanzlerkandida-
ten der Sozialdemokraten kann
man angesichts der laufenden
Entwicklung den Vorwurf der
einseitigen Wirklichkeitswahr-
nehmung und der Lust an der
Angstmacherei nicht ersparen.
Diesen Sozialdemokraten und
Gewerkschaftern geht es offen-
bar nicht darum, unsere Lands-
leute in den neuen Ländern in
dieser schwierigen Struktur-

revolution zu unterstützen, son-
dern sie unsicher zu machen und
ihnen das Vertrauen in die Zu-
kunft zu nehmen.

Vertrauen und Solidarität

Dieses Vertrauen aber ist voll
gerechtfertigt. „Der Sozialstaat
Deutschland ist das gemeinsame
Dach sozialer Sicherheit. Des-
halb wird mit der Übernahme
von Renten, Kriegsopferrenten,
Wohngeld und Sozialhilfe ein
differenziertes Sozialstaatsange-
bot auch in den neuen Bundes-
ländern aufgebaut. Den Angst-
machern setzen wir eine Politik
konkreter Hilfen entgegen"
(Norbert Blüm).

Die Renten werden zum 1.1.
1991 um 15% erhöht, dazu
Mitte 1991 noch einmal entspre-
chend dem dann erreichten Pro-
duktivitätsfortschritt ; ebenfalls
ab 1. 1. 1991 erhalten alle Fami-
lien in den neuen Ländern Kin-
dergeld. Ein Wohnungsbaupro-
gramm ist aufgelegt, über das
Altbauten renoviert und Sani-
täranlagen eingebaut werden
können.

Die ersten Energie- und Um-
weltmaßnahmen sowie wichtige
verkehrspolitische Entscheidun-
gen wurden getroffen. Es geht
also vorwärts und es besteht
überhaupt kein Anlaß, augen-
blickliche Friktionen und
Schwierigkeiten überzubewer-
ten und zu einer Katastrophe
des eingeschlagenen Weges aus-
zumalen. Das gilt auch für die
Frage der Finanzierung. Außer-
gewöhnliche Ereignisse recht-
fertigen außergewöhnliche
Maßnahmen. Und zu unserem
Glück haben wir ja die Deutsche
Einheit zu einem Zeitpunkt er-
langt, der durch eine optimale
Wirtschaftslage - dank acht er-
folgreicher Regierungsjahre
Helmut Kohls - gekennzeichnet
ist. 1982 wäre dies alles nicht
möglich gewesen.

Die Soziale Marktwirtschaft
hat die Bundesrepublik
Deutschland aus Trümmern und
Not zu Wohlstand und sozialer
Gerechtigkeit geführt. Sie wird
auch unsere Landsleute in den
neuen Ländern aus sozialisti-
scher Miß- und Mangelwirt-
schaft in eine Zukunft des Wohl-
ergehens und der sozialen Si-
cherheit führen. Die Prognosen
stehen günstig, und deswegen
lohnt sich der Kraftaufwand
zum Durchhalten. Darin verdie-
nen unsere Landsleute unser al-
ler tatkräftige und solidarische
Unterstützung.
Anm.: Klaus Weigelt, EAK-Bundes-
vorstandsmitglied, ist Institutsleiter
in der Konrad-Adenauer-Stiftung
(Politische Akademie Eichholz)



Seite 6 Wirtschaft Nr. 11/1990

Quo vadis Treuhandanstalt
Siegfried Krüger

Der furchtbarste aller Kriege, der 2. Weltkrieg, brachte uns neben
Chaos, gigantischer Zerstörung und unermeßlichem menschlichen
Leid auch die Teilung Deutschlands. Wer hätte zu diesem Zeitpunkt
den Mut gehabt, dem deutschen Volk eine glückliche, als Wirt-
schaftsnation erfolgreiche Zukunft zu prophezeihen.

Kämpferischer Überlebens-
willen und ein aus heutiger Sicht
fast nicht zu begreifender Opti-
mismus ließen uns damals zu-
packen und damit helfen, die
schlimmsten Kriegsfolgen zu
überwinden.

Mit der Teilung Deutsch-
lands, der Etablierung zweier
deutscher Staaten wurden auf
beiden Seiten Programme zum
Wiederaufbau erkennbar. Im
Westen trat unter der geistigen
Führung von Ludwig Erhard die
„Soziale Marktwirtschaft" auf
den Plan, im Osten sollte mit
einer „wissenschaftlichen Wei-
terentwicklung" der Lehren von
Marx, Engels und Lenin allen
Bürgern das Tor zum allein see-
ligmachenden Sozialismus, der
seinerseits in die Endphase
menschlicher Entwicklung, in
den Kommunismus einmündet,
erschlossen werden.

Die Ergebnisse beider Ent-
wicklungsvarianten liegen vor,
und es soll gerade über letztere
kein Wort mehr verloren wer-
den.

Auch für die ehemaligen
DDR-Bürger ist dies nun alles
Geschichte. Durch eine gewal-
tige, mutige Kraftanstrengung
ist es ihnen auf unblutigem
Wege gelungen, die Last des
Sozialismus abzuschütteln, Frei-
heit und Menschenwürde wie-
der zu erlangen und letztendlich
die Möglichkeit zu erreichen, an
den so lange erträumten Vortei-
len der „Sozialen Marktwirt-
schaft" teilnehmen zu können.

Daß der Einstieg in diese „So-
ziale Marktwirtschaft" nicht
zum Nulltarif zu erreichen sei,
war hier im Osten Deutschlands
fast jedem klar. Man war und ist
deshalb willens zu harter Arbeit,
zur Zurückstellung von persön-
lichen Interessen und Annehm-
lichkeiten, man ist im klein- und
mittelständischen Unterneh-
mensbereich voll bereit, Risiko
zu tragen, und man weiß um die
große Verantwortung einer Ge-
schäftsneugründung, der Auf-
nahme von Krediten, dem Ein-
stellen von Mitarbeitern usw.

Man sollte das im westlichen
Teil unseres Vaterlandes bitte
einmal umfassend zur Kenntnis
nehmen.

Wenn man nun also hier im
Osten, im Bereich der ehemali-
gen DDR, nicht mit offenem
Maul auf die frischgebratenen
einfliegenden Tauben aus dem
Westen wartet, sondern eine
derart große Bereitschaft zur
Selbsthilfe, zur progressiven
Mithilfe an den Tag legt, warum
zum Teufel geht es dann insge-
samt mit der Wirtschaft in die-
sen Ländereien bergab? Wem
das zu stark erscheint, fragt we-
nigstens: warum geht es nicht
ein klein wenig voran?

Startschwierigkeiten

Die Antwort liegt in den (ei-
gentlich vermeidbaren) Start-
schwierigkeiten, mit denen sich
vorhandene und potentielle, in
Gründung begriffene Betriebe
in den Ländern der ehemaligen
DDR zur Einführung und
Durchsetzung der „Sozialen
Marktwirtschaft" herumschla-
gen müssen.

Diese Startschwierigkeiten
sind vielfältiger Natur und breit
gefächert, sie lassen sich aber im
wesentlichen auf einen Erzeuger
reduzieren und das ist die Treu-
handanstalt in ihrer jetzigen Ar-
beitsweise.

Der Treuhandanstalt, noch
eine Erfindung der Modrow-
Ära, konnte man im Zusam-
menhang mit der ihr zugewiese-
nen Funktion nicht grundsätz-
lich übel gesonnen sein. Galt es
doch, circa 8000 Volkseigene
Kombinate und Großbetriebe
aus staatlichem Besitz zu ent-
flechten, sie in selbständig le-
bensfähige Kapitalgesellschaf-
ten zu entlassen und dabei na-
türlich als Vermögens- bzw.
Konkursverwalter verantwort-
lich zu sein. Wenn die Lebensfä-
higkeit der entflechteten Be-
triebe eine dominierende Rolle
spielen soll, dann muß man für
den Bereich der ehemaligen
DDR davon ausgehen, daß aus
jedem dieser 8000 „Großen"

circa 10 „Kleine" bzw. „Mitt-
lere" entstehen müßten, die
Treuhand es also mit 80 000 Sor-
genkindern zu tun hätte.

Die Aufgaben der Treuhand
werden objektiv noch schwerer,
bedenkt man die steinzeitlich
anmutenden Kommunikations-
möglichkeiten, das z. Zt. noch
unvollkommene Bankensystem,
die totale Überlastung der Lie-
genschaftsämter mit z.T. ver-
zerrten Grundbucheintragun-
gen usw., usw.

Wahrlich eine gigantische
Aufgabe, eine Aufgabe ohne
Vorbild, ohne ein Erfolgsrezept
zum Handeln.

Die Treuhandanstalt hat die-
ses Ziel der Klasse nicht er-
reicht, sie ist verantwortlich,
daß ein Großteil neuer Betriebe
in die Pleite geht, sich gär nicht
erst entfalten kann, daß poten-
tiellen Existenzgründern die
Lust vor diesem Neubeginn ver-
geht. Die daraus resultierende
wohl negativste Erscheinung für
die zur deutschen Wiederver-
einigung so hoffnungsvoll ge-
stimmten Menschen: „Lt. Ein-
schätzung des Präsidenten der
Bundesanstalt für Arbeit wird
jeder dritte(!) Erwerbstätige in
Ostdeutschland arbeitslos sein,
Kurzarbeiter sein (das ist hier
dasselbe) oder in den Vorruhe-
stand gehen müssen." Daß sich
mit dieser Tatsache explosiver
politischer Zündstoff anhäuft,
kann nicht ausgeschlossen wer-
den.

Ursachen dieser Treuhand-Ka-
tastrophe

Wie oben voll akzeptiert,
steht der Treuhandanstalt und
ihren Außenstellen ein Berg von
Arbeit ins Haus.

Diese Arbeit hätte auf hoher
Ebene der seinerzeit bestehen-
den zwei deutschen Staaten
koordiniert werden müssen, im
Hinblick auf wirtschaftlichen
Zusammenschluß und politische
Vereinigung hätte ein festes
Programm die Treuhandanstalt
zum Handeln zwingen müssen.
Selbst wirtschaftliche Fehlent-
scheidungen in Einzelfällen hät-
ten nie solche Auswirkungen ge-
zeigt wie jetzt die Stagnation auf
der ganzen Linie.

Diese Arbeit hätte weiterhin
anerkannte Wirtschaftsexperten
und Persönlichkeiten an die
Spitzen der Treuhandanstalt
und ihrer Außenstellen berufen
müssen, von denen man glaub-
haft annehmen durfte, daß sie
überhaupt an dem Aufbau einer
sozialen Marktwirtschaft in der
ehemaligen DDR interessiert
sind.

Von der Modrow-Regierung
konnte man solche Passagen
nicht erträumen, von der de
Maiziere-Regierung hat man so
ein Programm vergebens erw^r-
tet, sie hat deshalb einen n'? i
wieder einzuholenden Tempo-
verlustverschuldet. Weit schwe-
rer als die Konzeptionslosigkeit
der 1. freigewählten Volksver-
tretung auf ehemaligem DDR-
Bereich ist ihr völliges Versagen
in der die Treuhandanstalt be-
treffenden Personalpolitik. Es
ist kaum vorstellbar, aber der
überwiegende Personalbestand
der Treuhandanstalt rekrutiert
sich aus ehemaligen Genossen
der Einheitspartei und war per-
sonell im Wirtschaftsministe-
rium von Herrn Mittag und ana-
logen Dienststellen in den ehe-
maligen DDR-Bezirken ange-
siedelt.

Eirt besonders pikanter, ak-
tenkundig verbriefter F->'1
wurde vor kurzem der nun n! l
mehr erstaunten Öffentlichkeit
bekannt, wonach ein treudie-
nender SED-Funktionär, der
1972 für die „Überführung von
Privatbetrieben in Volkseigen-
tum" in seinem Bezirk verant-
wortlich war, nunmehr in sei-
nem Bezirk als Leiter der Treu-
hand-Außenstelle verantwort-
lich ist für die Entflechtung der
VE Kombinate und Rückfüh-
rung in Kapitalgesellschaften
(?!). Wäre es nicht zu makaber,
könnte man ihm „Fachkompe-
tenzen" nicht absprechen.

Inwieweit es solchen Leuten
- ihre innere Bereitschaft einmal
widerstrebend vorausgesetzt -
überhaupt geistig möglich ist,
dem Entwicklungsland ehem.
DDR den Durchbruch zur er-
folgreichen sozialen Marktwirt-
schaft zu ermöglichen, darf aus
mehreren Gründen bezweifelt
werden.
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Wie soll es nun weitergehen?

Eigentlich ganz simpel: Post
darf nicht verloren gehen, An-
träge müssen beantwortet wer-
den, Zusagen der Treuhand
müssen eingehalten werden, das
entnervende Verschieben von
Zuständigkeiten muß aufhören,
es muß entscheidungsfreudiger
(auch bei Inkaufnahme von
Fehlentscheidungen) reagiert
werden, Betrieben in den 5
neuen Bundesländern sollte
man als verbesserte Startmög-
lichkeit im Rahmen der Gesetz-
lichkeit schnellstens entgegen-
kommen, man sollte sich als
Treuhandanstalt nicht als
Selbstzweck, als eine neue Ob-
rigkeit betrachten.

r «Die Unternehmer von klein-
! _ ,e§J mittelständischen Betrie-
ben, also aus Handwerk und
Gewerbe, aus Handel, Dienst-
leistung und den freien Berufen,
sind trotz ihrer Ablehnung von
zuviel „Staat" an dieser Stelle

einstimmig der Meinung, daß
für den Komplex Treuhandan-
stalt der „Staat" zu sofortigem
Handeln verpflichtet ist. Nicht
Festschreibung und Etablierung
der Treuhandanstalt ist hier die
Frage, sondern eine mit Tempo
betriebene Auflösung dieser In-
stitution, zu diesem Zeitpunkt
wären nämlich ihre vorüberge-
henden wichtigen Aufgaben er-
füllt.

P.S. Zu dem oben erwähnten
Leiter einer Treuhand-Außen-
stelle, der u. a. die ehemals von
ihm enteigneten Betriebe nun-
mehr reprivatisiert, muß kor-
rekterweise ein Nachtrag erfol-
gen. Nachdem Herr Rohwedder
mit der Gesamtleitung der Treu-
hand befaßt war und sich dann
vertraut machte, wurde dieser
Ex-Genosse gefeuert aus seiner
Position. Nachdem sich für des-
sen Nachfolger ähnliche „Hin-
tergrundinformationen" erga-
ben, wurde auch er gefeuert aus
seiner Position.

Treuhandanstalt nicht allein lassen
„Engagieren Sie sich auch

persönlich: gehen Sie in Auf-
sichtsräte oder, wenn möglich,
in die Geschäftsführungen der
Ost-Unternehmen oder sen-
den Sie fähige Mitarbeiter dort
hin!" Diesen Appell richtet
der Präsident der Bundesver-
einigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände, Dr. Klaus
Murmann, anläßlich der
Nordrhein-Westfälischen Un-

<• ,;rnehmertagung in Düssel-
dorf, an seine Unternehmer-
Kollegen.

Die Treuhandanstalt dürfe
bei den Aufräumarbeiten in
den neuen Bundesländern
nicht allein gelassen werden;
andernfalls brauche man sich
nicht zu wundern, wenn ihr
kein Erfolg beschieden sei.
Wirtschaftlich wie politisch sei
eine Durchsetzung des Ost-
Managements mit Fachleuten
aus dem Westen dringend ge-
boten. Dies sei die einzige
Chance, die alten Seilschaften
zu entknoten.

Grundsätzlich plädierte
Murmann für einen verstärk-
ten wechselseitigen Austausch
zwischen Ost und West, dem
auch die zunehmenden Pend-
lerbewegungen zuzurechnen
seien. Derartige Wanderun-
gen seien in Zukunft ganz na-
türlich. „In einem einheitli-
chen Gebiet ist es nicht sinn-

voll, Wanderungsbewegungen
verhindern zu wollen. Der
Markt ist hier der beste Regu-
lator", erklärte er. Gerade
durch die Pendlerbewegungen
glichen sich auch der Arbeits-
kräfteüberhang im Osten und
der Arbeitskräftemangel im
Westen zumindest teilweise
aus.

Dies gelte auch für die „Ar-
beitnehmer-Überlassung" .
Der Deutsche Gewerkschafts-
bund nehme hier vereinzelte
negative Beispiele zum Vor-
wand, die Leiharbeit pauschal
zu verurteilen. Gerade kleine-
ren und mittleren Betrieben
bleibe jedoch oft nichts ande-
res übrig, als bei Ausfällen und
Auftragsspitzen auf Leihar-
beitskräfte zurückzugreifen.
Es dürfe jedoch kein „Schind-
luder" mit dem noch starken
Gefalle zwischen Ost und West
getrieben werden. „Ich bin
ebenso klar gegen illegale
Leiharbeit, wie sie hier und da
auftritt", fügte Murmann
hinzu. Derartigen Fällen sei
am besten durch den Abschluß
von Tarifverträgen beizukom-
men. Murmann forderte die
Gewerkschaften auf, „endlich
ihren ideologischen Schatten zu
überspringen" und Verhand-
lungen mit den zuständigen
Verbänden über Tarifverträge
für Leiharbeit aufzunehmen.

„Recht so", sagt der kleine
Mann auf der Straße. Was
Herrn Rohwedder aber offen-
bar entgangen ist, bleibt die Tat-
sache, daß beide o.g. Herren
mit einem Dienstfahrzeug be-
stellt immer noch an Schreib-

tischen der gleichen Treuhand-
Außenstelle sitzen.

Anm.: Siegfried Krüger ist Vorsit-
zender des Landesverbandes Berlin
des Bundes der Selbständigen
„Deutscher Gewerbeverband".

deinen Nächsten wie

dich selbst

Es stimmt einfach nicht, daß Kinderarbeit in der
Dritten Welt notwendig ist, damit wir uns einen
Orientteppich leisten können. Und doch ist sie
schrecklicher Alltag für 150 000 Kinder allein im
indischen Mirzapur-Distrikt.

Unsere Projektpartner setzen sich für menschen-
würdigere Lebensumstände der mißbrauchten
Kinder in den Teppichwerkstätten ein. Sie
machen die Öffentlichkeit auf gesetzwidrige
Zustände aufmerksam, wirken auf Behörden und
Arbeitgeber ein, befreien Kinder aus der Skla-

Bestehen Sie deshalb beim Teppichkauf auf
Ware, die von Erwachsenen geknüpft, bei
der gesetzlicher Mindestlohn bezahlt wurde.
Und helfen Sie durch Ihre Spende den Benachtei-
ligten dieser Erde.

Brot
Postgiro Köln 500500500
Posrf. 10 n 42 • 7000 Stuttgart 10
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Politik aus christlicher Verantwortung
Die Bedeutung von Denkschriften und Verlautbarungen für politisches Handeln
Albrecht Martin

Persönlich spreche ich lieber von der politischen Verantwortung der
Christen als von einer Politik aus christlicher Verantwortung, weil
die letztere Formulierung die Ansicht nahelegt, daß es eine be-
stimmte Politik gebe, die allein sich auf christliche Verantwortung
gründet. Nach meiner Überzeugung aber können höchst unter-
schiedliche politische Programme und Konzeptionen von Menschen
vorgetragen und vertreten werden, die sich in gleicher Weise als
Christen in die Verantwortung gerufen wissen.

Die damit angesprochene
Problematik kann man an eini-
gen politischen Auseinanderset-
zungen aus der Geschichte der
Bundesrepublik illustrieren, die
auch zu erheblichen Diskussio-
nen innerhalb der EKD führten.
Ich nenne eine Entscheidung, zu
der es keine Denkschrift der
EKD gegeben hat.

Bekanntlich hat es in den er-
sten Jahren der Bundesrepublik
eine erbitterte Auseinanderset-
zung um die Westintegration
und um einen deutschen Vertei-
digungsbeitrag gegeben. Wäh-
rend Konrad Adenauer beides
als Voraussetzung für die Be-
wahrung der Freiheit der Bun-
desrepublik und für eine Wie-
dervereinigung sah, betrachte-
ten andere in beiden Entschei-
dungen eine Zementierung der
deutschen Teilung und die
Rückkehr in altes machtpoliti-
sches Denken. Die Diskussion
führte zu einer schweren Bela-
stung der EKD, und es war
keineswegs selbstverständlich,
daß man sich zu dem Entschluß
durchrang: „Wir bleiben unter
dem Evangelium zusammen."

Damit und angesichts dieser
Erfahrungen ist das Wesen der
Denkschriften, ihr Auftrag, ihre
Möglichkeiten und ihre Gren-
zen, zu umschreiben. Wichtig ist
dabei, daß man sich zunächst
einmal mit aller Deutlichkeit
klarmacht: es handelt sich um
Denkschriften, d. h. um Veröf-
fentlichungen, die zum Nach-
denken anregen wollen. Sie füh-
ren Umstände und Gesichts-
punkte an, die in der bisherigen
politischen Diskussion gar nicht
oder nicht genügend beachtet
wurden, und sie formulieren
Aufgaben und Ziele, die vom
Christen, der politische Verant-
wortung trägt, beachtet werden
sollen. Dabei werden auch Zu-
sammenhänge sichtbar, die bis-
her aus den Augen geschwun-
den waren. Daraus können sich
sowohl neue Beurteilungen des

Problems als auch neue, bisher
nicht gesehene Lösungsmöglich-
keiten ergeben.

Albrecht Martin: Lösungsmög-
lichkeiten werden zur Diskus-
sion gestellt

Aber: Mit allen Denkschrif-
ten haben die der EKD gemein-
sam, daß sie Lösungsmöglich-
keiten zur Diskussion stellen,
aber nie eine Möglichkeit als
zwingend sich aus dem Ansatz
her ergebend dekretieren kön-
nen! Denkschriften der EKD
haben nichts mit päpstlichen En-
zykliken gemein, sondern for-
dern zur kritischen Auseinan-
dersetzung heraus.

Worin ist die besondere Auto-
rität der Denkschriften begrün-
det?

Der Christ wie der Nichtchrist
können zunächst einmal davon
ausgehen, daß die Verfasser der
Denkschrift, also die Mitglieder
der mit der betreffenden Schrift
betrauten Kammer, keine eige-
nen Interessen vertreten, wie
man das bei irgendeinem Ver-
band voraussehen darf.

Man kann weiter davon aus-
gehen, daß Christen beteiligt
sind, die eine gewisse Erfahrung

mit der Umsetzung von Be-
schlüssen in die Praxis haben
und die Konsequenzen für die
Praxis, soweit das überhaupt
möglich ist, überblicken kön-
nen.

Für den Christen ist aber ent-
scheidend, daß er davon ausge-
hen kann, daß an der Denk-
schrift Menschen mitgearbeitet
haben, mit denen ihn - unbe-
schadet aller Meinungsverschie-
denheiten - das Bekenntnis zu
Jesus Christus verbindet.

Bei einer von beiden Kirchen
bzw. ihren Leitungsorganen ge-
meinsam getragenen Verlautba-
rung steigt das Gewicht, weil der
Kreis derer, mit denen man sich
in entscheidenden Grundfragen
einig weiß, erheblich wächst und
damit die Chancen auf Akzep-
tanz der sich aus der Verlautba-
rung eventuell ergebenden Fol-
gerungen.

Wichtig ist ferner, daß über
eine Denkschrift nicht während
der Arbeit öffentlich diskutiert
wird, sondern daß erst die fer-
tige Denkschrift der Öffentlich-
keit vorgestellt wird.

Sollte nämlich während der
Arbeit an der Denkschrift eine
bestimmte Aussage im Sinne der
von einer Gruppe vorgetrage-
nen Auffassung geändert wer-
den, so erschiene das allen leicht
als Sieg eben dieser Gruppe: die
Denkschrift wäre zum Agita-
tionspapier entartet.

Trotz ihres inhaltlichen Wer-
tes und trotz einer bedeutenden
Autorität ist die unmittelbare
politische Wirkung von Denk-
schriften meist sehr gering. Äu-
ßern sie sich zu einem bestimm-
ten Problem von zwar grund-
sätzlicher, aber doch sektoraler
Bedeutung, so wecken sie nicht
das Maß an öffentlicher Auf-
merksamkeit, das für eine breite
politische Wirkung Vorausset-
zung ist; ich denke etwa an die
Denkschrift zu landwirtschaftli-
chen Strukturproblemen oder
die zur Langzeitarbeitslosigkeit.
Letztere löste zwar parlamenta-
rische Initiativen aus, aber im
öffentlichen Bewußtsein trat sie
sehr bald zurück, weil offenbar
es kein Rezept gibt, das dieses
Problem verschwinden ließe.
Denkschriften zielen auf die
Veränderung des Denkens, und
das ist durch politische Entschei-

dungen allenfalls langfristig zu
beeinflussen.

Bemerkenswert ist, daß große
und ein grundsätzliches Thema
breit aufarbeitende Denkschrif-
ten nach meinem Eindruck im
politischen Bereich stärker be-
achtet werden und Wirkung ha-
ben als im kirchlichen. Ich
denke etwa an die Denkschrift
„Gott ist ein Freund des Le-
bens". Man geht wohl nicht fehl
in der Annahme, daß es auch
dieser Denkschrift zu verdanken
ist, daß heute der Zusammen-
hang des Schutzes des Lebjj
auf allen Gebieten deuth'cRtl
gesehen wird als früher, und das
gerade im politischen Bereich.
Im kirchlichen Bereich bin ich
dagegen wiederholt der Ansicht
begegnet, daß diese Denkschrift
in bestimmten, jeweils interes-
sierenden Teilbereichen nicht so
eindeutig rede, wie man das von
Kirche erwarte. Man erwartet
eben im Grunde die Bestätigung
der eigenen Auffassung.

Exemplarisch wurde das deut-
lich an der Aufnahme der Denk-
schrift „Frieden wahren, för-
dern und erneuern"; erschienen
im Oktober 1981, also vor Be-
ginn der Nachrüstungsdiskus-
sion. 1984 veröffentlichte der
Rat der EKD unter dem Titel
„Frieden politisch fördern:
Richtungsimpulse" sechs F- •
pertenbeiträge, die den Verstf
machen sollten, ausgehend von
der Denkschrift „eine Empfeh-
lung für den absehbaren näch-
sten möglichen Schritt zur Abrü-
stung und in Richtung auf politi-
sche Friedensordnungen" zu ge-
ben.

Wie nicht anders zu erwarten,
erwies es sich als undurchführ-
bar, eine einmütige Empfehlung
für einzelne politische Optionen
zu erarbeiten, wie der Ratsvor-
sitzende feststellte. Damit war
in den Augen vieler auch die
Denkschrift weitgehend entwer-
tet, weil man von der Kirche
eben „ein Nein ohne jedes Ja"
zur Nachrüstung und zur Kon-
zeption der Abschreckung ins-
gesamt als der einzigen, für den
Christen mögliche Haltung, er-
wartete.

Das ist wohl auch der Grund
dafür, daß - soweit ich sehe - die
wirklich bedeutsame Denk-
schrift im „konziliaren Prozeß
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für Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung" von
Stuttgart bis Seoul keine Rolle
gespielt hat; dort erwartet man
eben eindeutige Lösungen! Es
ist ja auch nicht zufällig, daß
gerade jene Gruppen in der ehe-
maligen DDR, die - ausgehend
von diesem konziliaren Prozeß -
mit Leidenschaft für die Wende
in der DDR eintraten, sich vom
Ergebnis des Einigungsprozes-
ses enttäuscht zeigen. Gerade in
ihren besten Kräften tragen die
Vertreter des konziliaren Pro-
zesses stark eschatologische
Züge und dem kann natürlich
keine Denkschrift Genüge tun!

Eine Betrachtung der Bedeu-
tung der Denkschriften für den
p/*c.;scnen Bereich kann natür-
IraC^nicht an der sogenannten
Ostdenkschrift von 1965 vor-
übergehen. Es wird heute oft
vergessen, daß ihr Titel lautet:
„Die Lage der Vertriebenen und
das Verhältnis des deutschen
Volkes zu seinen östlichen Nach-
barn". Die Denkschrift arbei-
tete in ihem 2. Teil die recht-
lichen und wirtschaftlichen Zu-
sammenhänge heraus, betonte
die Interessen Polens und die
Rechte der inzwischen in den
ehemaligen deutschen Provin-
zen angesiedelten Menschen,
forderte ein partnerschaftliches
Verhältnis zwischen Deutschen
und Polen und relativierte das
Recht auf Heimat. Sie forderte
keineswegs eine Anerkennung
der Oder-Neiße-Linie durch die
Bvf "lesregierung, aber ließ er-
kv^'-n, daß eine solche Aner-
kennung im Zuge einer völligen
Neuordnung eines partner-
schaftlichen Verhältnisses not-
wendig sein könne.

Diese Denkschrift stieß nun in
eine innen- wie außenpolitische
Umbruchsituation. Ich meine
damit einmal die Neuorientie-
rung der amerikanischen Poli-
tik, zum anderen jene Bewe-
gung, die man die 68er Revolu-
tion nennt.

Die Anerkennung der neuen
Grenze als Zeichen der Aner-
kennung der deutschen Schuld
und der radikalen Abkehr von
jedem nationalistischen, ja na-
tionalen Denken, überhöhte
eine politische Entscheidung ins
Religiöse. Wer Einwände gegen
die Denkschrift erhob, etwa dar-
auf hinwies, daß sie an keiner

Stelle den totalitären Charakter
der Regierung der Volksrepu-
blik Polen in ihre Überlegungen
einbezog, erschien als jemand,
der dem Friedensgebot gern wi-
derstrebte. Natürlich wider-
stand die damalige Bundesregie-
rung nicht der Versuchung, ihre
Ostpolitik als die Konsequenz
auch des theologischen Ansat-
zes der Ostdenkschrift erschei-
nen zu lassen. Auf der anderen
Seite gab es eine bis heute nach-
wirkende Entfremdung zwi-
schen Teilen der EKD und den
Unionsparteien.

Evangelische Kirche
und l m hoirl irhc

Demokratie

fKrSiai ir

als Angebot und
Aufgabe

Am 1. Oktober 1985 übergab
die Kammer für Öffentliche
Verantwortung dem Rat der
Evangelischen Kirche in
Deutschland diese Denkschrift.

Noch vor wenigen Jahren er-
klärte mir ein führendes Mit-
glied der nordelbischen Kirche,
daß die Ostdenkschrift der Ver-
such gewesen sei, eine Politik in
unmittelbarem Hören auf Got-
tes Wort zu gestalten und daß
dem sich die Unionsparteien
versagt hätten. Es gibt also auch
eine Geschichte der Auslegung
der Ostdenkschrift und diese
Auslegung hat mit der ursprüng-
lichen Intention wenig gemein-
sam.

Die eigentliche Schwierigkeit,
vor der Denkschriften sich se-
hen und die schon in der Ost-
denkschrift angesprochen ist, ist
ein theologisches Problem: er-
gibt sich aus dem Glauben eine
bestimmte Betrachtung der poli-
tischen Probleme und folgt aus
dieser Betrachtung zwingend
ein bestimmtes Handeln, das
dann allein als dem Christen
möglich bezeichnet werden
muß? Diese Frage wird von

erheblichen Teilen unserer Kir-
che mit Ja beantwortet. Für sie
sind dann Denkschriften eigent-
lich auch überflüssig, weil es
keine Entscheidung zwischen
verschiedenen Möglichkeiten
mehr gibt.

Im Oktober 1985 erschien die
Denkschrift „Evangelische Kir-
che und freiheitliche Demokra-
tie. Der Staat des Grundgeset-
zes als Angebot und Aufgabe".
Zum erstenmal äußerte sich die
EKD nicht zu einem einzelnen
Problem, sondern zu den
Grundfragen des demokrati-
schen Staates aus christlicher
Sicht. Das ist umso überraschen-
der, als die reformatorischen
Wurzeln der modernen Demo-
kratie mindestens in den USA
und in Westeuropa nicht nur
bekannt waren, sondern auch
zur Akzeptanz der Demokratie
wesentlich beigetragen haben.

Eine aufmerksame Lektüre
gerade dieser Denkschrift macht
die Gründe für das lange Zögern
deutlich: Zunächst ist festzustel-
len, daß die Denkschrift zu einer
sehr positiven Beurteilung unse-
rer Verfassung kommt: die klare
Begrenzung des staatlichen Auf-
trages, die Unterscheidung zwi-
schen dem geistlichen Auftrag
der Kirche und dem weltlichen
Auftrag des Staates, die Mög-
lichkeit zur friedlichen Entwick-
lung der sozialen Verhältnisse,
die Orientierung an der Würde
des Menschen, all das ist Zei-
chen der Affinität des der Ver-
fassung zugrunde liegenden
Menschenbildes am biblischen
Menschenbild. Von daher erge-
ben sich für den Christen die
Möglichkeit und die Pflicht, in
diesem Staat mitzuarbeiten und
ihn zu schützen.

Angemerkt sei freilich, daß
1987 von den Arbeitsgemein-
schaften Solidarische Kirche
eine Thesenreihe „Versöhnung
und Frieden mit den Völkern
der Sowjetunion" veröffentlicht
wurde, in der es zu These 6
heißt: „Dem christlichen Ver-
ständnis des Menschen.als Per-
son in menschlicher Gemein-
schaft steht dieses Menschen-
rechtsdenken (nämlich das der
sozialistischen Gesellschaft der
UdSSR) in vielem näher als die
bürgerlich-liberale Anschauung
von individueller Freiheit." Es
ist leicht einsichtig, daß man von
dieser Haltung aus kaum zu ei-
ner positiven Einstellung zum
Staat unseres Grundgesetzes

kommen kann; andererseits
zeigt diese Position, warum es in
unserer Kirche Kreise gibt, die
dem Zusammenbruch des Sozia-
lismus nachtrauern.

Ungeachtet der oben skizzier-
ten positiven Wertung des Staa-
tes des Grundgesetzes entsteht
nun ein bemerkenswerter Bruch
an der Stelle, an der nun von der
Wahrnehmung der Pflichten und
Rechte des Christen in der De-
mokratie die Rede ist. Das
Widerstehen des Bürgers gegen
einzelne gewichtige Entschei-
dungen staatlicher Organe, auch
durch „eine begrenzte Verlet-
zung der staatlichen Ordnung",
wird ausdrücklich als legitime
Möglichkeit anerkannt, wobei
allerdings die Hinnahme von
Strafen gefordert wird (S. 21 f.).
Ganz abgesehen davon, daß in
allen bisher eingetretenen Fäl-
len die Strafe dann doch als
Unrecht empfunden und als
Kampfmittel gegen unseren
Rechtsstaat eingesetzt wurde,
bedeutet diese Einstellung in
der Konsequenz eben doch die
grundsätzliche Infragestellung
des demokratischen Staates.

Trotz dieses weiten Entgegen-
kommens gegenüber den mit
dem Begriff der Theologie der
Königsherrschaft Christi um-
schriebenen Tendenzen hat die
Demokratiedenkschrift zu kei-
ner nennenswerten innerkirchli-
chen Diskussion geführt. Den
„kritischen Kräften" ist sie zu
staatstreu, die anderen sehen
keinen Anlaß, sich mit Aussa-
gen zu befassen, die Selbstver-
ständliches enthalten.

Weil die Grenzen und Mög-
lichkeiten kirchlicher Denk-
schriften von Anfang an als Pro-
blem gesehen wurden, hat der
Rat der EKD schon 1970 eine
Denkschrift über Denkschriften
vorgelegt:

„Aufgaben und Grenzen
kirchlicher Äußerungen zu ge-
sellschaftlichen Fragen". Ver-
fasser und Leser von Denk-
schriften sollten beachten, was
dort ausgeführt wird!

Zusammenfassend sei festge-
halten:

1. Denkschriften legen nicht
nur das politische Problem dar,
sondern spiegeln in vielen Fällen
das gebrochene Verhältnis der
evangelischen Christen zu aller
weltlichen Ordnung wider.

2. Ihre Wirkung ist um so
größer, je unbefangener sie als
das gewertet werden, was sie
sein sollen und auch allein sein
können: Denkschriften.
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Zur Bundestagswahl 1990
Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken und des
Gemeinsamen Aktionsausschusses katholischer Christen in den
neuen Bundesländern zur Bundestagswahl am 2. Dezember 1990

„In wenigen Woche werden
die Bürgerinnen und Bürger in
Deutschland zum erstenmal
nach dem Ende der Spaltung
unseres Landes ein gemeinsa-
mes Parlament wählen. Dies ist
ein Vorgang von großer histori-
scher Bedeutung für unser Volk
und für Europa, an den sich
viele Hoffnungen knüpfen.

Was sich seit einem Jahr ereig-
net hat, ist in der Geschichte
unseres Landes beispiellos.
Menschen haben mit friedlichen
Mitteln ihre Freiheit errungen.
Mauern sind gefallen, die will-
kürlich trennten, was zusam-
mengehört. Die freiheitliche
Demokratie hat sich gegen
Zwang und lebensfremde sozia-
listische Ideologie durchgesetzt.
Was viele Menschen jahrzehnte-
lang - oft im Widerstand gegen
Resignation und Diktatur - er-
sehnt haben, wofür ungezählte
Menschen mit großem Einsatz
politisch gewirkt und einige so-
gar ihr Leben geopfert haben,
soll nun seine Vollendung fin-
den: Die Einheit und Freiheit
Deutschlands in einer europä-
ischen Friedensordnung.

Mit der Wahl des ersten ge-
samtdeutschen Bundestages
und der Regierung, die aus sei-
ner Mitte hervorgehen wird,
nehmen die Wählerinnen und
Wähler eine entscheidende Wei-
chenstellung für die Zukunft
Deutschlands vor. Es geht um
eine Gesellschaft, in der es ge-
recht zugeht und in der auch
soziale Randgruppen genügend
Beachtung finden. Es geht um
eine Marktwirtschaft, die glei-
chermaßen sozial und ökolo-
gisch gestaltet ist. Gerechtig-
keit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung sind hohe Ziele
auch zukünftiger Politik.

Eine freiheitlich-demokrati-
sche Ordnung ist mehr als eine
Dienstleistungsorganisation. Sie
braucht die Mitwirkung aller.
Sie muß von den Bürgern ge-
wollt und von sittlichen Kräften
ausgefüllt werden. Wie sehr es
darauf ankommt, hat die vier-
zigjährige Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland in ih-
rem Gelingen und in ihren Miß-
erfolgen immer wieder gezeigt.
Jetzt muß sich die Generation
derer, die heute für Gesellschaft
und Staat in Deutschland ver-

antwortlich sind, vor dieser Ge-
schichte bewähren und sich den
Herausforderungen der Gegen-
wart und Zukunft stellen. Das
Zentralkomitee der deutschen
Katholiken und der Gemein-
same Aktionsausschuß katholi-
scher Christen rufen als Bürge-
rinnen und Bürger auf, sich des-
sen bewußt zu sein, ihrer Ver-
antwortung gemäß zu handeln
und von ihrem Wahlrecht Ge-
brauch zu machen.

Die deutsche Politik steht
nach innen und außen vor Auf-
gaben, die von den demokrati-
schen Kräften unseres Landes
große Anstrengungen verlan-
gen. Das Zentralkomitee der
deutschen Katholiken hat in den
letzten Jahren zu vielen Ent-
wicklungen und Aufgaben des
politischen Lebens Stellung ge-
nommen und tritt für eine Poli-
tik ein, die sich an einer Wert-
ordnung orientiert, die auch un-
ser Grundgesetz bestimmt.

Das Grundgesetz ist auch für
die neue staatliche Ordnung in
Deutschland die maßgebende
Grundlage. Es hat seine Bewäh-
rungsprobe überzeugend be-
standen. Jetzt sollen alle Deut-
schen an dieser Verfassungsord-
nung teilhaben, die ein Leben in
Freiheit, in demokratischer
Selbstverantwortung unter dem
Schutz von Recht und Gerech-
tigkeit gewährleistet. Die Ein-
stellung zum Grundgesetz ist ein
entscheidender Prüfstein für die
Beurteilung der Kandidaten und
Parteien, die sich zur Wahl stel-
len.

Die Verwirklichung der Men-
schenrechte und die Beachtung
der Menschenwürde bleibt eine
vorrangige Aufgabe deutscher
Politik. Diese selbstverständ-
liche Forderung wird jedoch so
lange nicht erfüllt, wie es Wider-
stände gibt, den Schutz des
menschlichen Lebens in allen
seinen Phasen konsequent zu
sichern. Es gibt keinen Grund,
ein menschliches Wesen zum
Verfügungsobjekt zu machen,
seine Würde als Mensch zu miß-
achten und sein Lebensrecht in
Frage zu stellen. Die deutsche
Politik muß den Mut haben, in
den heute so umstrittenen Fra-
gen des Lebensschutzes zu einer
Neubesinnung und zu einer

neuen Ordnung zu kommen, die
vorgegebenes Menschenrecht
zum Fundament macht: Die
werdende Mutter muß sich in
der Gemeinschaft angenommen
wissen; der Schwangeren in Nöt-
lagen müssen Hilfen und Bera-
tung angeboten und dem unge-
borenen Kind muß das Leben
gesichert werden. Wo Menschen
als Kinder, als Behinderte, im
Krankheitsfall, in der Pflege und
im Angesicht des Todes auf mit-
menschliche Zuwendung beson-
ders angewiesen sind, müssen
der Schutz vor Gewalt und die
Respektierung des eigenen
Rechts besser gewährleistet
werden.

Eine gute Zukunft für
Deutschland erfordert eine Fa-
milienpolitik, die Ehe und Fami-
lie Vorrang und besonderen
Schutz des Staates garantiert.
Dazu gehören auch matereille
Leistungen, die der Familie hel-
fen, ihre unverzichtbaren Auf-
gaben in der Erziehung und
Pflege zu erfüllen. Unsere Ge-
sellscahft ist dringend darauf an-
gewiesen, daß die Kinder in den
Familien einen Lebensraum des
Vertrauens und der Geborgen-
heit finden. Das ist eine unerläß-
liche Voraussetzung für ihre
Entfaltung und für ihr Hinein-
wachsen in Gesellschaft und Be-
ruf. Nicht weniger wichtig ist
heute auch der Beitrag der Fa-
milien zur Sicherung eines men-
schenwürdigen Lebens im ho-
hen Alter und im Pflegefall. Wir
erwarten, daß der eingeschlagne
Weg einer Politik für die Familie
weiter beschritten wird und daß
neue Verbesserungen bei den
materiellen und kulturellen
Rahmenbedingungen für die Fa-
milie durchgesetzt werden. Al-
leinerziehende bedürfen dabei
besonderer Hilfe.

Mit der Wahl des nächsten
Deutschen Bundestages ent-
scheiden die Wählerinnen und
Wähler auch darüber, daß die
über Jahrzehnte hin verläßliche
deutsche Friedens- und Sicher-
heitspolitik im Rahmen der At-
lantischen und der Europä-
ischen Gemeinschaft fortgesetzt
werden kann. Mit dieser Politik
hat die Bundesrepublik das Ver-
trauen in der Welt, in West und
Ost, errungen, das uns gerade
im letzten Jahr in so großartiger
Weise entgegengebracht worden
ist. Wir dürfen es um keinen
Preis aufs Spiel setzen. Diese
Politik hat Abrüstung möglich

gemacht. Sie ist auch die Grund-
lage für unsere europäische
Einigungspolitik und die Ent-
wicklungszusammenarbeit mit
den Ländern des Südens. Mit
der Überwindung des Ost-West-
Gegensatzes sind wertvolle
Kräfte freigeworden, die für
mehr Gerechtigkeit in der Welt
und gegen Hunger und Armut
eingesetzt werden können. Wir
erwarten vom künftigen Parla-
ment, daß es diesen Aufgaben
einen hohen Rang einräumt.

Wir wissen, daß es in unserem
demokratischen Leben auch ex-
treme politische Gruppen gibt,
die gefährliche Utopien vertre-
ten, die die Zusammenarbeit für
das gemein wohl verweigern,
Ausländerfeindlichkeit wecken,
Egoismus und Neid schüren und
die Grundlagen unserer Verfas-
sungsordnung bestreiten,
ehe Gruppen und Parteien sind
für den Neubau Deutschlands
ungeeignet. Wer sie durch Wahl-
enthaltung aus Resignation oder
Wahlentscheidung aus Protest
direkt oder indirekt wählt, muß
wissen, daß er damit ein Stück
Zukunft verspielt.

Unabdingbar ist gerade jetzt
die Solidarität aller, die sich zur
freiheitlichen Demokratie be-
kennen. Je überzeugender sie
sich darstellt, desto größer wird
das Vertrauen in unsere Ord-
nung sein. Solidarität der De-
mokraten in den gemeinsamen
Überzeugungen unserer Staats-
odrnung schließt den Streit um
die Regelung der politischen
Alltagsfragen nicht aus. Sie ge-
bietet aber, ihn so zu führen,
daß Gegnerschaft nicht 7ur
Feindschaft wird und dalj i
aller Verschiedenheit von Inter-
essen und persönlichen Ansich-
ten Entscheidungen mit allge-
mein zumutbaren Folgen getrof-
fen werden. Das Zentralkomi-
tee der deutschen Katholiken
und der Gemeinsame Aktions-
ausschuß katholischer Christen
erwarten von den Parteien und
ihren Kandidaten, daß sie sich
daran orientieren.

Wir appellieren an die deut-
schen Katholiken, im Bewußt-
sein der Verantwortung vor Gott
und den Mesnchen gemeinsam
mit allen Christen ihr politisches
Gewicht für eine gute Zukunft
in Deutschland einzusetzen. Wir
rufen alle Wählerinnen und
Wähler auf, durch ihre Wahlent-
scheidung Frieden und Freiheit
zu sichern und eine Politik mög-
lich zu machen, die der Rolle
Deutschlands für Europa und
die Welt gerecht wird."
Bonn und Magdeburg,
2. und 3. November 1990
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EKD-Synode: Bewußte
Christen sind in der
Minderheit

Travemünde. Christen, die ih-
ren Glauben bewußt leben, sind
in Deutschland eine Minderheit.
Das gilt auch dort, wo die Volks-
kirche - wie im Westen - über 80
Prozent der Bevölkerung um-
faßt. Zu dieser Feststellung kam
die Synode der EKD. Die Wei-
tergabe der Glaubensbotschaft
habe entscheidende Bedeutung,
hieß es in einem Beschluß. Das
westdeutsche „Kirchenparla-
ment" befaßte sich nach 1988
7-S*" zweiten Mal mit dem vom
L"J'2)-Ratsvrostzenden, Bischof
Martin Kruse, angeregten
Thema „Glauben heute: Christ
werden - Christ bleiben". Zur
Weitergabe der christlichen Bot-
schaft sind, wie der Beschluß
hervorhebt, folgende Elemente
wichtig: die Bibel, der Gottes-
dienst, die Gemeinden und die
Diakonie. Begrüßt wird die In-
itiative aller Kirchen in Deutsch-
land, 1992 als „Jahr mit der
Bibel" zu begehen und umfas-
send für die Beschäftigung mit
dem „Buch der Bücher" zu wer-
ben.

EKD-Synode wird erweitert

Travemünde. Die neue ge-
samtdeutsche Synode der Evan-
gf j ;hen Kirche in Deutschland
(Liv'D), die sich im November
nächsten Jahres konstituiert,
wird voraussichtlich statt bisher
120 dann 150 Synodale umfas-
sen. Diese Erwartung äußerte
der Präses der Synode, Jürgen
Schmude, gegenüber dem Evan-
gelischen Pressedienst (epd).
Auf die acht ostdeutschen Lan-
deskirchen werden nach diesen
Vorstellungen 33 gewählte
Synodale und fünf berufene
Synodalmitglieder entfallen.

Für die bisherigen 17 Mit-
gliedskirchen sind 97 gewählte
Synodale und 15 berufene Mit-
glieder vorgesehen. Es sei nicht
vertretbar, so Schmude, beson-
dere Schwierigkeiten in den ehe-
maligen DDR-Kirchen jetzt aus-
zunutzen, um deren Anteil an
der neuen Synode zu drücken.
In der neuen Legislaturperiode
soll dann die endgültige Zusam-
mensetzung der neuen EKD-
Synode bestimmt werden.

(aus: epd)

Fruchtbare Gespräche geführt

Travemünde. Am Rande der
Synode fand am 6. 11. 1990 der
schon traditionelle Empfang des
Evangelischen Arbeitskreises
statt. Zu diesem Anlaß konnte
der E AK-Bundesvorsitzende,
Peter Hintze, über 100 Teilneh-
mer der Synode, unter ihnen
Präses Dr. Jürgen Schmude und
der Ratsvorsitzende Bischof Dr.
Martin Kruse, sowie zahlreiche
Pressevertreter begrüßen.

Dank für praktizierte Solidarität
der Kirchen

In seinem Grußwort stellte
Kanzleramtsminister Rudolf
Seiters die große Anteilnahme
der Kirchen bei der friedlichen
Wiederherstellung der staat-
lichen Einheit heraus, wenn er
u. a. ausführt:

An der friedlichen Umwäl-
zung der vergangenen Monate
und des vergangenen Jahres ha-
ben die Kirchen erheblichen
Anteil - die Kirchen des Bundes
der Evangelischen Kirchen,
aber auch die EKD. Das Band
der - wie es hieß - „besonderen
Gemeinschaft" erwies sich in
den Jahren der organisatori-
schen Trennung für Ihre unter
weitaus schwierigeren Bedin-
gungen lebenden Glaubensbrü-
dern und -Schwestern als eine
unentbehrliche Stütze.

Und schließlich gaben die Kir-
chen vor und während der fried-
lichen Revolution wichtigen
Kristallisationspunkten des
friedlichen Widerstandes Raum
und Beistand. Und deswegen
möchte ich Ihnen allen - den
Vertretern der EKD, den Gä-
sten aus den neuen Bundeslän-
dern wie auch allen Mitgliedern
Ihrer Kirche - für die praktische
Solidarität und die Anteilnahme
bei der friedlichen Wiederher-
stellung der staatlichen Einheit
Deutschlands den Dank des
Bundeskanzlers und der gesam-
ten Bundesregierung ausspre-
chen. .

Auch nach der Beseitigung
der totalitären SED-Zwangs-
herrschaft ist der politische Pro-
zeß der Wiedervereinigung in
Frieden und Freiheit durch die
Kirchen hilfreich begleitet wor-
den. Ich erwähne als Beispiel die
Loccumer Erklärung und vor

allem die Erklärung für eine
gemeinsame Zukunft. Die er-
mutigenden Worte gerade dieses
Dokumentes trüben nicht den
Blick für die Schwierigkeiten,
die mit den vor uns liegenden
Herausforderungen verbunden
sind. Sie machen aber auf ein-
fühlsame Weise deutlich, daß in
außergewöhnlichen Zeiten auch
außergewöhnliche Anstrengun-
gen und Lösungen geboten sind
- in Solidarität mit unseren
Landsleuten.

Den Politikern ist gerade in
den letzten Wochen und Mona-
ten immer wieder eine schnelle
Weichenstellung und gleichzei-
tig sorgfältigste Abwägung ab-
verlangt worden. Wir mußten
schnell handeln, weil es dem
Willen der Menschen entsprach,
und auch mit Blick auf die gro-
ßen Chancen, die die friedliche
Wiedervereinigung unseres Va-
terlandes mit sich bringt: für den
Ost-West-Dialog, für Abrüstung
und Rüstungskontrolle, für ein
neues Verhältnis zu unseren
Nachbarn im Osten, das, so hof-
fen wir, in Freundschaftsver-
träge einmünden wird als Motor
der europäischen Einigung und
zur verstärkten Hinwendung zu
den Problemen der Dritten
Welt.

Zweifellos gehört zu den Auf-
gaben in den neuen Bundeslän-
dern jetzt die Umgestaltung des
Wirtschaftslebens von der ent-
mündigenden Kommandowirt-
schaft hin zur sozialen Markt-
wirtschaft. Dies bedeutet auch
die Entfaltung von Eigeninitia-
tive, von eigenen Kräften und
eigener .Phantasie. Es handelt
sich also keineswegs nur um ein
monetäres Problem, wie wir im-
mer wieder spüren, wenn wir
jetzt in die landwirtschaftlichen
Produktionsgenossenschaften,
in die Verwaltung, in die Kom-
munen hineingehen, was 40
Jahre Kommandowirtschaft be-
deutet haben. Großzügige Hilfe
ist notwendig, damit die Bürger,
Kommunen und Länder bald
ihre Zukunft aus eigener Kraft
finanzieren können.

Wir stehen aber ganz generell
vor der großen geistigen und
kulturellen Herausforderung,
zwei bisher gesellschaftlich ge-
gensätzliche Ordnungen zu ver-
einen. Sie waren nicht nur durch
einen unterschiedlichen Lebens-
standard, sondern über viele
Jahrzehnte hinweg durch ein un-
terschiedliches gesellschaft-
liches Bewußtsein geprägt. Die
Zwangsherrschaft in der DDR
hat nicht nur den Häusern und

Fabriken, den Straßen und der
Umwelt schwere Schäden zuge-
fügt, sie hat auch tiefe Wunden
in den Köpfen und Herzen der
Menschen hinterlassen. Nur mit
viel Einfühlungsvermögen und
Verständnis werden wir Unter-
schiede und Trennendes ausglei-
chen und überwinden können.
Vor allem brauchen wir dazu die
Bereitschaft, aufeinander zuzu-
gehen und gegenseitig voreinan-
der zu lernen.

Ich sage dies auch vor dem
Hintergrund, daß 40 Jahre SED-
Diktatur bei vielen Menschen
ein Defizit an geistiger Orientie-
rung hervorgebracht haben. Die
SED hat es nicht geschafft, das
Bewußtsein für den Wert der
Freiheit und der Menschen-
rechte zu zerstören. Es gibt aber
Verwundungen, Narben und
Nachwirkungen, und es darf als
Hinterlassenschaft der kommu-
nistischen Ideologie kein geisti-
ges und moralisches Vakuum zu-
rückbleiben.

Eine an dem Menschenbild
des Grundgesetzes und seinen
christlich geprägten Grundwer-
ten orientierte Erziehung und
Bildung wird vor allem Aufgabe
der Familie, aber auch des Staa-
tes und der gesellschaftlichen
Gruppen sein. Ich verkenne
nicht die Schwierigkeiten, vor
die sich die Kirchen in den
neuen Bundesländern, ange-
sichts eines überwiegend agno-
stischen Umfeldes gestellt se-
hen. Um so begrüßenswerter
sind der Elan vieler Christen
und die Bereitschaft der Kir-
chen, das gesellschaftliche Le-
ben aus christlicher Verantwor-
tung heraus mitzugestalten und
die Diskussion über die notwen-
dige geistige Orientierung ent-
scheidend zu prägen.

Ein notwendiger Bewußt-
seinswandel ist in den alten und
neuen Bundesländern hinsicht-
lich des Schutzes des Lebens
notwendig. Ich füge hinzu, daß
sich das Problem des Lebens-
schutzes in der früheren DDR
nicht nur auf das ungeborene
Leben beschränkt. Dieses war
wie das behinderte und das alte
und kranke Leben für das funk-
tionalistische Menschenbild des
SED-Kommunismus ohne In-
teresse. Inzwischen kann das
Anliegen des ungeborenen Le-
bens in der öffentlichen Diskus-
sion Anwälte finden.

Allen evangelischen Christen
in Deutschland wünsche ich sehr
herzlichen Erfolg bei diesen Be-
mühungen und Gottes Segen.
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Begegnung
Kirche und Wirtschaft

Berlin-Weißensee. Zu einer
Begegnungs- und Informations-
tagung trafen sich Unternehmer
aus beiden Teilen Deutschlands
sowie Mitglieder von Kirchen-
leitungen des Bundes der Evan-
gelischen Kirchen (BEK).

Zur Thematik „Die Ord-
nungsfunktionen einer Markt-
wirtschaft und ihre sozialen
Komponenten" hatten der Aus-
schuß „Kirche und Gesell-
schaft" beim BEK zusammen
mit dem „Arbeitskreis Evangeli-
scher Unternehmer in der Bun-
desrepublik" eingeladen.

Aus der ehemaligen DDR
nahmen auch Vertreter der Mit-
telstandsvereinigung, des Ar-
beitgeberverbandes und ange-
hende Unternehmer teil.

Der Hauptgeschäftsführer
der Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitsgeberver-
bände, Dr. Fritz-Heinz Him-
melreich, zeigte auf, daß politi-
sche Mündigkeit auch nach wirt-
schaftlicher Mündigkeit ver-
lange. Diese könne nur in einer
marktwirtschaftlichen Ordnung
verwirklicht werden, die sozial
und ökologisch abgesichert sei.
Ein starker Staat müsse für die
Rahmenbedingungen einer so-
zialen Absicherung Sorge tra-
gen.
Prof. Dr. Jürgen Nitz vom Insti-
tut für Europäische Studien,
Berlin (früher IPW), infor-
mierte über die drei möglichen
Entwicklungsphasen der Um-
stellung auf eine Marktwirt-
schaft in den neuen Bundeslän-
dern. Die Talsohle der Pro-
bleme sei für die Bevölkerung
der neuen Bundesländer noch
nicht erreicht.

Für die Zukunft des Chri-
stentums ist es freilich weni-
ger entscheidend, wie viele
Kirchenmänner Hand anle-
gen, um den Karren der Poli-
tik aus dem sozialistischen
Morast zu ziehen, so wichtig
es ist für die „weltliche
Welt", daß sie dabei Erfolg
haben. Glaube kann nicht
dauerhaft bestehen ohne das
lebendige Zeugnis von Men-
schen, die ihn leben und ihn
weitergeben an Kinder und
Kindeskinder, aber auch
nicht ohne das feste Gehäuse
einer Kirche, die Heimat bie-
tet.

Otto B. Rocgele:
Mythen und Fakten.
In: Die politische Meinung

Im Bundestag wird künftig
gesamtdeutsch gebetet

Bonn. Im Bundestag wird
künftig gesamtdeutsch gebetet.
Mit dem Einzug von 144 Abge-
ordneten der bisherigen DDR-
Volkskammer wird auch der seit
1980 bestehende parlamentari-
sche Gebetskreis Zuwachs be-
kommen. Dies teilte der Leiter
des Kreises, der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bundes-
innenministerium Horst Waf-
fenschmidt, mit. Nach Angaben
des CDU-Politikers haben be-
reits eine Reihe von Parlamen-
tariern aus der DDR ihr Inter-
esse an dem Gebetskreis bekun-
det. Seine Treffen werden bis-
her regelmäßig von 15 bis 20
Abgeordneten aller Parteien be-
sucht. Unter ihnen ist auch Bun-
destagspräsidentin Rita Süss-
muth. In der Volkskammer be-
ten noch mehr Parlamentarier
gemeinsam. Laut Waffen-
schmidt treffen sich im dortigen
Gebetskreis zwischen 60 und 80
Politiker aller Parteien außer
der SED-Nachfolgepartei PDS.
Eifrigster Orgelspieler sei der
Unterhändler für den Ei-
nigungsvertrag, Staatssekre-
tär Günther Krause. Waffen-
schmidt bezeichnete den Ge-
betskreis des Bundestages als
einen „Ort der Stille" im hekti-
schen Bonner Alltag. Die Besu-
cher verstünden sich als Brük-
kenbauer zwischen den Par-
teien, (aus idea)

Evangelische Kirche gegen
Änderung des Asylrechts

Hannover. Die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD)
hat sich gegen eine Änderung
des Asylrechts gewandt und er-
neut vor Fremdenfeindlichkeit
gewarnt. Das Grundrecht auf
Asyl dürfe „nicht verändert oder
geschmälert werden", heißt es in
einer am Wochenende vom Rat
der EKD in Hannover veröf-
fentlichten Erklärung. Die Ent-
scheidung über den Asylantrag
müsse aber „zügig getroffen und
konsequent umgesetzt werden".
Die sozialen und politischen
Probleme, die durch die Auf-
nahme Asylsuchender entstün-
den, erforderten jedoch weiter-
gehende Anstrengungen und
ließen sich nicht durch eine Än-
derung der Gesetze lösen, be-
tont der Rat der EKD.

Nach der Öffnung der Gren-
zen in Europa suchten viele
Menschen, die in ihren Her-

kunftsländern unter „wirtschaft-
licher Not und gesellschaftlicher
Verdrängung" litten, in
Deutschland „neue Lebensmög-
lichkeiten". „Hier können nicht
alle aufgenommen werden", be-
tont die EKD. Die Bundesregie-
rung wird deshalb gebeten, die
Asylverfahren zu entlasten und
„andere Möglichkeiten für eine
kontrollierte und flexible Wan-
derungspolitik in Deutschland
sowie im weiteren Rahmen eu-
ropäischer Vereinbarungen" zu
suchen.

Die Verantwortlichen in den
Kommunen stünden heute „vor
fast unlösbaren Aufgaben" und
fühlten sich mit der Aufnahme
weiterer Menschen überfordert.
Die erheblichen Probleme auf
dem Wohnungs- und Arbeits-
markt führten zu „Spannungen
in der Bevölkerung, die sich
leicht in Aggressionen gegen
alle ,Fremden' entladen", stellt
die EKD weiter fest. Den
Flüchtlingen und anderen aus-
ländischen Mitbürgern dürfe
aber nicht eine Situation angela-
stet werden, für die sie nicht
verantwortlich seien. „Dramati-
sierungen und tendenziöse Dar-
stellungen schüren Ängste und
Aggressionen", betont die EKD
und ruft zu einer „sachbezoge-
nen Diskussion" der Asylpolitik
auf.

Die evangelische Kirche be-
grüße die Bestrebungen der
Bundesregierung, die Ursachen
der Flucht verstärkt in den Her-
kunftsländern zu bekämpfen.
„Eine Politik, die sich um Ent-
wicklung, soziale Gerechtigkeit
und den Schutz der Menschen-
rechte bemüht, kann am ehesten
zu einer Entspannung der
Flüchtlingsproblematik beitra-
gen", erklärt der Rat der EKD.

(aus: epd)

Das Fairneß-Abkommen
zwischen Tierschützern und
Kürschnern vom 3. Juli 1990

Bei Beginn der kalten Jahres-
zeit erinnern wir unsere Mitglie-
der an den dringenden Appell
der Tierschützer, keine Natur-
pelze zu kaufen, da die betref-
fenden Tiere in den Farmen in
tierquälerischer Weise gehalten
werden. Der seit Januar 1990 als
Tierschutzbeauftragter des Lan-
des Hessen tätige Ilja Weiss und
der als wissenschaftlicher Ver-
treter für den Schutz landwirt-
schaftlicher Nutztiere im Ständi-
gen Ausschuß des Europarates

tätige Dr. Edmund Haferbeck
schlugen vor, den Stil der Aus-
einandersetzung mit der Pelz-
industrie zu ändern. Man emp-
fiehlt ein faires, d. h. achtungs-
volles Verhalten.

Sowohl der Deutsche Tier-
schutzbund e.V. als auch der
Bundesverband Tierschutz
e.V., der Bund gegen den Miß-
brauch der Tiere e. V., der Bun-
desverband der Tierversuchs-
gegner e.V. und der Verein ge-
gen tierquälerische Massentier-
haltung e.V. lehnen eine ver-
harmlosende Auseinanderset-
zung, die eine der elendsten
Tierquälereien betrifft, ab.

(aus: Mitteilungen zum
Welttierschutztag 4.10.1990,

Hrsg.: Verein gegen tierquälerische
Massentierhaltung)

Untersuchung zur Ursache von
Fhescheidungen erschienen

Nicht der Bedeutungsverlust
von Ehe als Institution macht
Ehen scheidungsanfällig, son-
dern idealisierte, oft überzogene
Erwartungen an die Qualität der
Partnerschaften.

Dies ist eins der wichtigsten
Ergebnisse einer umfangreichen
soziologischen Untersuchung zu
den Scheidungsursachen, die
das Bundesministerium für Ju-
gend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit 1986 an das Institut
Frau und Gesellschaft vergeben
hat. Neben einer Sichtung der
vorhandenen Literatur, wurde
eine Expertenbefragung (J ;
und Familienberatungsstellfci.j,
eine qualitative Befragung von
65 geschiedenen und 19 verhei-
rateten Personen sowie eine
schriftliche Befragung von 400
Geschiedenen und 60 Verheira-
teten durchgeführt.

Ziel der vom Institut Frau und
Gesellschaft unter der wissen-
schaftlichen Leitung von Frau
Prof. Dr. Nave-Herz durchge-
führten Untersuchung war es,
den Anstieg der Ehescheidun-
gen in den letzten 100 Jahren zu
erklären (Seit 1890 haben sich
die Ehescheidungen von damals
0,7 Scheidungen je 1000 beste-
hende Ehen auf 8,7 Scheidun-
gen im Jahre 1987 mehr als ver-
zehnfacht) .

Die Untersuchung ist in der
Schriftenreihe „Theorie und
Praxis der Frauenforschung"
des Instituts Frau und Gesell-
schaft veröffentlicht worden und
ist im Buchhandel erhältlich.
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„Wir brauchen das lebendige
Zeugnis von Christen" Bücher
Dr. Helmut Kohl

Vor wenigen Wochen haben wir
die staatliche Einheit unseres Va-
terlandes in Freiheit vollendet. Ich
selbst habe dieses Ereignis als eines
der glücklichsten und schönsten in
meinem Leben empfunden. Unser
Volk bekam die Chance und hat sie
genutzt, Jahrzehnte schmerzlicher
Trennung friedlich und in vollem
Einvernehmen mit seinen Nach-
barn zu überwinden. Und ich den-
ke, wir haben nicht nur das Recht,
uns darüber zu freuen, sondern wir
sollten die wiedergewonnene Ein-
heit und Freiheit aller Deutschen
auch als Geschenk verstehen, für
das .wir Gott zu danken haben.

,.he Wegstrecke, die vor uns
liegt, ist gewiß nicht leicht. Der
Übergang von der sozialistischen
Kommandowirtschaft zur Sozialen
Marktwirtschaft ist eine gewaltige
Aufgabe. Wirtschaft und Unter-
nehmen in den neuen Bundeslän-
dern müssen durchgreifend neu
strukturiert werden. Anstelle der
in über 40 Jahren geübten Regle-
mentierung „von oben" müssen Ei-
geninitiative und die Entfaltung
der Kräfte und Fähigkeiten des
einzelnen treten. 40 Jahre Sozialis-
mus in der ehemaligen DDR ste-
hen für Mißwirtschaft, ökologi-
schen Raubbau und staatliche
Gängelung. Die Folgen zu beseiti-
gen ist ein Gebot der Solidarität
aller Deutschen. Wir wollen diesen
Weg gemeinsam gehen. Wenn wir
zusammenhalten und auch zu Op-
ffT bereit sind, haben wir alle
A Buchten auf einen gemeinsamen
Erfolg. Die wirtschaftlichen Vor-
aussetzungen dafür könnten nicht
besser sein: Jetzt können alle Deut-
schen die Früchte der konsequen-
ten Wirtschafts- und Finanzpolitik
ernten, die wir seit 1982 im Westen
Deutschlands betrieben haben.
Mit der Sozialen Marktwirtschaft
und mit dem Fleiß und der Lei-
stungsbereitschaft der Menschen
werden wir schon in wenigen Jah-
ren in den neuen Bundesländern
blühende Landschaften geschaffen
haben.

Die kommunistische Diktatur
hat nicht nur wirtschaftlichen, so-
zialen und ökologischen Raubbau
betrieben. Sie hat auch schwerwie-
gende Folgen im geistigen Leben
und in den Seelen der Menschen
hinterlassen - ein Defizit an Sinn
und geistiger Orientierung sowie
seelische Verwundungen, Narben
und Fehlhaltungen. Daher bedür-
fen die Menschen in besonderer
Weise geistigen Halts. Es gilt,
Orientierung zu vermitteln und

insbesondere den Sinn für den
unauflöslichen Zusammenhang
von Freiheit und Verantwortung
zu entwickeln und zu stärken. Vor
allem die Familie ist und bleibt der
wichtigste Ort für die persönliche
Entwicklung und für die Vermitt-
lung von Werten und Tugenden.
Sie muß in besonderer Weise ge-
fördert werden, ebenso eine am
christlichen Menschenbild und
den Grundwerten des Grundge-
setzes orientierte Erziehung und
Bildung. Es ist erfreulich, daß die
Kirchen, die schon vor und wäh-
rend der friedlichen Revolution in
der ehemaligen DDR vielen Men-
schen geistigen Halt boten, die vor
ihnen liegenden Aufgaben der
Schärfung des Wertebewußtseins
und der geistigen Orientierung er-
kannt haben und entschlossen
weiterverfolgen.

Dabei wir es nicht leicht sein,
ein lebendiges Gemeindeleben
mit Ausstrahlung auch auf An-
dersdenkende zu erhalten und
auszubauen, wenn jetzt der Druck
durch das überwundene atheisti-
sche Regime einer weitgehenden
Säkularisierung des Lebens
weicht. Es gibt auch hier jedoch
Grund zu Optimismus und Hoff-
nung: In den letzten Monaten ha-
ben wir immer wieder erfahren,
mit welchem Einsatz und welchem
Elan engagierte Christen bereit
waren, politische und gesellschaft-
liche Verantwortung zu überneh-
men. Vor allem in dem großen
Bereich der Erziehung - angefan-
gen von der Erziehung vor Schul-
beginn über die Grundschule, wei-
terführende Schulen bis hin zur
akademischen Ausbildung - brau-
chen wir das lebendige Zeugnis
der Christen.

Die Rück- und Neubesinnung
auf das christliche Verständnis
vom Menschen ist auch notwendig
für die große Aufgabe eines um-
fassenden Lebensschutzes. So war
ja das Leben der Ungeborenen für
die menschenverachtende Ideolo-
gie des SED-Sozialismus ohne In-
teresse. Ungeborenes Leben
wurde zum bloßen Verfügungsob-
jekt im Rahmen von Familienpla-
nung degradiert. Jetzt sind wir
dabei, auch in guter Zusammenar-
beit mit den Kirchen, ein Bera-
tungsnetz in den neuen Bundes-
ländern aufzubauen. So haben wir
die Chance, einen Bewußtseins-
wandel zugunsten des Lebens her-
beizuführen. Die von mir geführte
Bundesregierung wird den Auf-

Karl Carstens:
Vom Geist der Freiheit
Deutsche Verlags-Anstalt,
Stuttgart 1989

Wie vor ihm Theodor Heuss,
Gustav Heinemann und Walter
Scheel und nach ihm Richard
von Weizsäcker hat Karl Car-
stens die Rede als das „ureigene
Instrument des Bundespräsi-
denten" (Wolfgang Jäger) ver-
standen. Auch nach seinem
Auszug aus der Villa Hammer-
schmidt bedient er sich dieses
Insruments, um die Deutschen
an die Funktionen von Staat und
Gesellschaft oder an bürgerliche
Tugenden wie Fleiß und Pflicht-
bewußtsein zu erinnern.

Aber Carstens begnügt sich
nicht mit solchen Appellen, die
nur auf den ersten Blick altmo-
disch anmuten. Wie Heinemann
mahnt der gläubige Protestant
auch die christlichen Tugenden
an, ohne dabei freilich vorwie-
gend auf die Schattenseiten des
Lebens hinzuweisen. So sagt er
1985 vor dem Lutherischen

trag des Einigungsvertrages erfül-
len, den Schutz des werdenden
Lebens in Deutschland zu verbes-
sern. Hierin sehe ich eine zentrale
Aufgabe für die kommende Legis-
laturperiode.

Das Scheiteren des Sozialismus
liegt letztlich in seinem gestörten
Verhältnis zur persönlichen Frei-
heit begründet. Sozialisten träu-
men davon, den Plan einer perfek-
ten Welt verwirklichen zu können.
Dagegen sehen Christen gerade in
der Annahme unserer mensch-
lichen Unvollkommenheit und
Fchlbarkeit eine unabdingbare
Voraussetzung dafür, Freiheit ver-
antwortlich zu gebrauchen und
eine menschlichere Welt zu schaf-
fen. Das Bewußtsein, nicht Verfü-
gungsobjekt staatlichen Han-
delns, sondern eigenverantwort-
liches Subjekt zu sein, konnten
auch 40 Jahre sozialistischer Gän-
gelung nicht zerstören. Es zu stär-
ken und Hilfestellung beim Um-
gang mit der neugewonnenen
Freiheit zu geben, wird eine der
wichtigen Aufgaben der nächsten
Zeit sein, und sie wird an Bedeu-
tung die wirtschaftlichen Heraus-
forderungen schon bald übertref-
fen. Ich möchte alle Christen in
Deutschland bitten, uns bei diesen
wichtigen Aufgaben zu unterstüt-
zen, (idea)

Weltbund in Genf: „Nach mei-
ner Überzeugung sollte ein
Christ . . . nicht Pessimismus
oder gar Angst ausbreiten, son-
dern im Gegenteil Vertrauen, ja
Fröhlichkeit."

Die pessimistische Weltan-
sicht hat nach Ansicht von Car-
stens ihren Grund nicht zuletzt
in der negativen Definition des
Freiheitsbegriffs der Französi-
schen Revolution von 1789,
nach der „man alles tun kann,
was keinem anderen schadet".
Ihr stellt er das Paulus-Wort „Wo
der Geist des Herrn ist, da ist
Freiheit" gegenüber, womit
auch die Freiheit vom Egoismus
und der Dienst der Liebe am
Nächsten gemeint sind.

Peter Beier: Kirche ist anders:
Anrede, Aufruf, Zeugnis. Neu-
kirchener Verlag des Erzie-
hungsvereins, Neukirchen-
Vluyn 1990

Das vorliegende Buch, eine
Sammlung von Predigten, Re-
den und Berichten, kam auf An-
regung des Neukirchener Verla-
ges zustande. Herr Dr. Christian
Bartsch, dem ich an dieser Stelle
danke, hat sich um eine Aus-
wahl von Texten aus der Zeit
meines ersten Amtsjahres als
Präses der Evangelischen Kir-
che im Rheinland bemüht.

Den Leserinnen und Lesern,
die sich ein kritisches Urteil über
die hier gebotene Sache bilden
wollen, kann es nützlich sein.
Aber auch jenen, die grundsätz-
lich kirchlicher Arbeit und theo-
logischem Denken skeptisch ge-
genüberstehen, könnte es viel-
leicht einige Anregungen zu
neuer Nachdenklichkeit bieten.
Denn Kirche ist ihrem Wesen
nach in der Tat anders, als sie im
Licht einer von gegenläufigen
Interessen beherrschten Öffent-
lichkeit erscheint.

Der Vorteil des Buches liegt in
seiner Aktualität und Sponta-
neität; der Nachteil liegt darin,
daß nicht jeder Gedanke, jeder
praktische Vorschlag ausrei-
chend entfaltet werden konnte.
Gerade dieser Sachverhalt mag
aber den Lesern dazu dienen,
kritische Fragen zu stellen, An-
gedachtes selbst fortzudenken
und die kirchliche Realität mit
meinen Vorlagen zu verglei-
chen.

Peter Beier
(Präses der Evangelischen
Kirche im Rheinland)
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Aus unserer Arbeit Wechsel beim EAK

Sennetreffen in Bielefeld:
„Wege, die Zukunft eröffnen"

Bielefeld. Zurückblickend
auf das Jahr 1912, ab dem die
Johannisgemeinde in Bielefeld
sommerliche Ausflüge in die
Senne machte, ist der Chronik
zu entnehmen, daß zu Beginn
der 20er Jahre der ehemalige
Pfarrer Hammerschmidt zum
ersten Mal auch andere Ge-
meinden eingeladen hatte, sich
an dem „Sennetreffen" zu betei-
ligen.

Heute ist das „Sennetreffen",
an dem immer viele 100, ja oft
sogar viele 1000 Menschen teil-
nehmen, eine Art von Standort-
bestimmung der Bielefelder
Christen und findet immer an
einem Sonntag statt.

Worte, die in den bewegenden
Zeiten vor und nach dem Fall
der Mauer und auch heute noch
nachklingen. Wir müssen auf die
tragende Kraft unseres christli-
chen Glaubens aufbauen und
mitwirken in Solidarität und der
Bereitschaft, einander anzuneh-
men.

Angelika Schulze,
EAK-Bezirksvorsitzende

Ostwestfalen-Lippe

Jahreshauptversammlung
geplant

München. Der Landesvor-
stand des Evangelischen Ar-
beitskreises der CSU begrüßte
in seiner jüngsten Sitzung das
Landtagswahlergebnis der
CSU. Er stellt mit besonderer
Befriedigung das gute Ergebnis

Der EAK-Stand auf dem Sennetreffen mit Superintendent Ortwin
Steuernagel; im EAK-Stand Fritz Götza, stellv. Vors. EAK-Bielefeld

Das „Sennetreffen" wird seit
Jahren vorbereitet vom Ev. Ju-
gendpfarramt Bielefeld und
stellt sich stets unter ein Leit-
wort, dem dann auch der Got-
tesdienst im Freien, die einzel-
nen Arbeitskreise bis zum Mit-
tag sowie am Nachmittag der
Festakt folgen.

1990 „Wege, die Zukunft
eröffnen" - also in diesem Jahr-
bot der EAK eine breite Palette
seiner aktiven Arbeit und disku-
tierte in der Arbeitsgruppe mit
Pfarrer Martin Kramer aus Mag-
deburg über die Situation der
Christen in der ehemaligen
DDR.

„Was wir brauchen, ist Hilfe-
stellung, die Unterstützung un-
serer kirchlichen Gemeinden,
die weit auseinander liegend
nicht zu vergleichen sind mit den
kirchlichen Gemeinden in West-
Deutschland", sagte an diesem
Sonntag Pastor Kramer.

auch in vorwiegend evangeli-
schen Gebieten fest. Beachtlich
sei, so Dr. Werner Dollinger,
Bundesminister a.D. und Vor-
sitzender, daß Staatsminister
Dr. Georg von Waldenfels im
Wahlkreis Oberfranken fast die
Hälfte aller Listenstimmen er-
hielt. Auch Staatsminister Si-
mon Nüssel hat in seinem
Stimmkreis das Ergebnis für die
CSU deutlich verbessert. Staats-
sekretär Hans Maurer hat in
Ansbach sein Ergebnis um fast
fünf Prozent verbessert.

Der Evangelische Arbeits-
kreis der CSU wird im Februar
1991 seine Jahreshauptver-
sammlung mit dem Thema „Der
Protestantismus im vereinten
Deutschland" abhalten. In in-
ternen Beratungen sollen die
Probleme der Pflegeberufe und
die Sicherheit besonders alter
Menschen behandelt werden.

Albstadt-Ebingen. Der Evan-
gelische Arbeitskreis der CDU
des Kreisverbandes Zollern-Alb
hat den bisherigen Stellvertreter
Claus-Joachim Lohmann zu sei-
nem neuen Vorsitzenden ge-
wählt. Der 29jäjrige Rechtsrefe-
rendar übernimmt somit die
Nachfolge des Gründungsvorsit-
zenden Rainer Sindlinger, wel-
cher seit 1984 den EAK im Zol-
lern-Alb-Kreis leitete. Auf-
grund eines berufsbedingten
Wohnungswechsels stellte Rai-
ner Sindlinger sein Amt zur Ver-
fügung.

Der neue Vorsitzende Claus-
Joachim Lohmann ist ebenfalls
seit der Gründung des EAK-
Kreisverbandes im Jahre 1984
als Stellvertreter im Vorstand
gewesen. In den neuen Vor-
stand wurde weiter gewählt Hel-
mut Butterweck als Stellvertre-
ter und Hermann Schick als Bei-
sitzer.

Der Kreisvorsitzende der
CDU, Josef Merkel, würdigte in
einem Grußwort die Arbeit des
EAK. Merkel lobte dabei die
stets gute Zusammenarbeit zwi-
schen der CDU und dem EAK.
Merkel hob die Notwendigkeit
und Bedeutung des EAK her-
vor. Gerade in einer Zeit, in der
die Politik immer mehr durch
Pragmatismus bestimmt wird,
drohe die Gefahr, daß die Politi-
ker im Alltagsgeschäft unterge-
hen.

In einer Zeit des fast technisch
alles Machbaren stelle die Rück-
besinnung auf die menschlichen
Werte des Friedens, der Frei-
heit, des Rechts und der Erhal-
tung der natürlichen Lebens-
grundlagen eine Notwendigkeit
dar. Durch seine Veranstaltun-
gen mit zum Teil renommierten
Referenten wie z.B. Landtags-
präsident Schneider, Staatsse-
kretär Waffenschmidt oder Ex-
Minister Wilhelm Hahn habe
der EAK sehr interessante Dis-
kussionen über grundlegende
Fragen angeboten.

Der neue Vorsitzende Claus-
Joachim Lohmann steckte-mit
den anwesenden Mitgliedern
das kommende Arbeitspro-
gramm ab. Der EAK will sich
insbesondere der Stellung der
Frau annehmen. Geplant ist
hierbei eine Veranstaltung zu
dem Thema der Frau in unserer
Gesellschaft zwischen Beruf und
Familie. Nach Ansicht des EAK
sind hier nicht nur die Politiker,
sondern auch Wirtschaft und
Verwaltung aufgefordert, bes-

sere und individuell flexiblere
Möglichkeiten zu schaffen, um
vor allem den Frauen den Wie-
dereinstieg nach den Kinderer-
ziehungsjahren zu ermöglichen.

Herausforderungen und
Aufgaben beim Schutz des
ungeborenen Lebens

Bonn. Bei einer Veranstal-
tung der Evangelischen Arbeits-
kreise Bonn und Rhein-Sieg be-
zogen Prof. Dr. med. Rolf Her-
zog und Editha Limbach, MdB,
zu diesem Thema Stellung.

Im Ziel waren sich beide ei-
nig: Das ungeborene Leben
muß geschützt werden. Über
den Weg dorthin bestehen je-
doch auch in der CDU und- in
der Evangelischen Kirche : - -
geeinten Deutschland unter-
schiedlich akzentuierte Vorstel-
lungen. Es wurden Informatio-
nen ausgetauscht und Erwartun-
gen an den Gesetzgeber zum
Ausdruck gebracht. Frau Lim-
bach sprach auch die Defizite in
der Bildungsarbeit in der ehe-
maligen DDR in den letzten 40
Jahren an. Es schloß sich eine
lebhafte Diskussion unter Lei-
tung von Gottfried Busch
(Bonn) und Birgit Heide
(Rhein-Sieg) an.

Evangelischer Arbeitskreis der
CDU Worms besuchte BASF

Im September veranstaltete
der EAK der CDU in Worms
eine Fahrt zur BASF. Apf. r
vom Vorsitzenden des EAK, . i-
rich Oelschläger, geleiteten Ex-
kursion nahmen 40 Personen
teil. Die Zielsetzung der Unter-
nehmung war es, sich zu infor-
mieren, welche Belastungen
dieser größte Industriebetrieb
unserer Region für die Umwelt
bringt und welche Anstrengun-
gen unternommen werden,
diese so gering wie möglich zu
halten.

Nach einem einleitenden Vor-
trag von Herrn Dr. Meister be-
suchten die Teilnehmer die Aus-
bildungsabteilung für den natur-
wissenschaftlichen Bereich, eine
Produktionsstätte, in der der
Grundstoff für die Fabrikation
von Plexiglas hergestellt wird,
das Kohlekraftwerk/Mitte mit
seiner Rauchgasentschwefe-
lungsanlage sowie die Umwelt-
zentrale. In den einzelnen Sta-
tionen stellten sich jeweils Fach-
leute den kritischen Fragen der
Teilnehmer.
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Neuwahl im EAK-
Bezirksverband Oberbayern

Der bisherige Bezirksvorsit-
zende Heinz Brosche!!, der den
EAK Oberbayern zum zweit-
größten Bezirksverband in Bay-
ern mit 530 Mitgliedern gemacht
hat, schlug auf der Mitglieder-
versammlung Herrn Rolf Picker
zu seinem Nachfolger vor. Er
wurde einstimmig zum neuen
Bezirksvorsitzenden des EAK-
Oberbayern gewählt. Herrn
Broschell wurde für seine jahre-
lange hervorragende Arbeit ge-
dankt.

Rolf Picker

Nachbarschaftstreffen

Am 22. September tagten
Vertreter des EAK aus ganz
Rheinland-Pfalz in Mainz. Der
EAK Mainz hatte zu einem
,Nachbarschaftstreffen' eingela-
den. Da der 1. Vorsitzende, Hu-
ber'us v. Kluge, kurzfristig zu
ei jpeziellen Aufbauarbeit in
die ehemalige DDR abgeordnet
wurde, leitete der 2. Vorsitzende
Manfred Jerusalem die Bera-
tungen.

Ingeborg Nicolaus

Betrachtungen zur neuen
Diskussion um den § 218/Fri-
stenlösung/Indikationsregelung

Pinneberg. Im Rahmen der
Vereinbarungen über den Eini-
gungsvertrag kam der § 218
StGB erneut ins Gespräch und
löste heftige öffentliche Diskus-
sionen aus. Der Streit erstreckte
sich darauf, ob die Fristenrege-
lung in der bisherigen DDR auf
das ganze Gebiet Deutschlands
ausgedehnt werden und somit
die unbefristete Abtreibung zu-
lässig sein soll.

Der Evangelische Arbeitskreis
im CDU-Kreisverband Pinne-
berg hat versucht, eine eindeu-
tige Position zu erarbeiten.

Für Christen ist der Schutz des
ungeborenen Lebens ein bren-
nendes Problem. Eine schwere
Belastung des Gewissens ist die
hohe Zahl der Abtreibungen.
Zu Recht stellen die Menschen
Forderungen an die CDU, weil
sie besondere Erwartungen an
diese Partei richten, die sich zum
christlichen Menschenbild be-
kennt.

Von welchen Beurteilungskri-
terien müßte also eine sachlich
orientierte Positionsbeschrei-
bung ausgehen?

1. von den naturwissenschaft-
lich-medizinischen Erkennt-
nissen?

Von denen wissen wir heute,
daß wir es mit menschlichem
Leben von Anfang an zu tun
haben. Leben, das Anspruch auf
Würde hat und das es zu schüt-
zen gilt.

2. von der juristisch
begründeten Rechtslage?

Wann entsteht juristisch das
Leben und ist das Auslöschen
vorgeburtlichen Lebens ein Tö-
tungsdelikt?

Können wir auf den staat-
lichen Schutz des vorgeburt-
lichen Lebens verzichten? Sind
die Probleme mit Strafverschär-
fung zu lösen?

3. von der christlich-ethischen
Betrachtung?

Wenn wir es also mit menschli-
chem Leben von Anfang an zu
tun haben, muß dann nicht auch
das fünfte Gebot „Du sollst
nicht töten" in die Betrachtun-
gen einbezogen werden?

Wenn wir den Befürwortern
„Streichung des § 218" folgen,
so kommt das allgemeine Tö-
tungsverbot zum Tragen. Was
wird damit erreicht? Ist danach
nicht auch das Vernichten des
menschlichen vorgeburtlichen
Lebens ein Tötungsdelikt? Und
wenn wir diesen Tatbestand so
einfach ignorieren, wo verläuft
dann die Grenze des Tötungs-
verbots?

Oder lassen sich diese Fragen -
da sie so sehr kompliziert sind -

4. allein und so einfach auf die
politische Betrachtung redu-
zieren?

a) vorrangig danach, was die
Stimmungslage fordert und
Beifall beim Wähler findet,
sich also an das hält, „was
ankommt" statt zu fragen,
worauf es ankommt?

b) um den erkennbaren Gegen-
satz zwischen progressivem
und konservativem Denken?

c) um die gegensätzlichen Frau-
enpositionen

Legalisierung der Abtrei-
bung ohne gesetzliche Be-
schränkung einerseits und
das Festhalten am Schutz des
vorgeburtlichen Lebens an-
dererseits? Erfordert eine
Antwort hierauf nicht gleich-
zeitig eine Definition dar-
über, was wir unter Leben
verstehen?

5. Sehen Frauen, die lautstark
ihren Bauch als ihr Eigentum
reklamieren und dies als ihr
alleiniges Recht beanspru-
chen, das Ganze allein unter
emanzipatorischen Gesichts-
punkten? Verletzen Frauen,
die so denken, nicht minde-
stens die Tugend der Gerech-
tigkeit, weil diese Frauen das
Lebensrecht des „Nasci-
turus" verneinen?

Widersprüche in dieser Ausein-
andersetzung

Die erneut aufgekommen«
Diskussion um den § 218 hat alle
gesellschaftlichen Gegensätze
wieder deutlich werden lassen.

Autonome und politische
Frauengruppen aus dem linken
Spektrum stellen sich gegen das
von der CDU gewollte Bera-
tungsgesetz und fordern das
Selbstbestimmungsrecht der
Frau.

Andererseits appellieren
christliche Gruppen an die
CDU, für einen besseren Schutz
des ungeborenen Lebens zu sor-
gen.

Bürger treten für den Schutz
des Embryos im Reagenzglas
ein, tun sich aber schwer, ja zu
sagen zum vorgeburtlichen Le-
ben, wenn eine ungewollte
Schwangerschaft eintritt.

Wie in vielen Bereichen der
Politik, so zeigt sich auch hier,
daß wir uns immer leichter tun
mit absoluten Forderungen. Da
wird in den Medien so getan -
und zum Teil geben sich auch
Fachleute dafür her -, als hätten
wir heute mit der Fristenlösung
den Idealfall, als sei der Schwan-
gerschaftsabbruch (Tötung vor-
geburtlichen Lebens) legal und
legitim, als gäbe es einen indivi-
duellen Rechtsanspruch für die
betroffene Frau.

Schwangerschaftsabbrüche
sind grundsätzlich nicht erlaubt.
Dies schließt nicht aus, daß der
Staat in einigen wenigen begrün-
deten Ausnahmefällen (Indika-
tion) von einer Strafverfolgung
absieht. In solchen Fällen läßt
der Staat Gnade vor Recht erge-
hen.

Wenn der Staat generell die
Tötung ungestraft zuläßt (Fri-
stenlösung), dann stellt er sich
selbst in Frage.

Was ist die entscheidende Frage
in der Politik?

Manche vertreten die Auffas-
sung, daß nur durch eine Ände-
rung der geltenden Gesetze ein
besserer Schutz der Ungebore-
nen erreicht werden kann.

Andere sind der Auffassung -
und diese Haltung entspricht der
der CDU -, daß eine Verschär-
fung und eine Veränderung der
geltenden Gesetze das ungebo-
rene Kind nicht schützt.

Was wir brauchen, ist eine
Verbesserung der Lebensbedin-
gungen für die Frauen und für
die Familien mit Kindern sowie
eine Verbesserung der Beratung
und der Hilfsangebote für die
Frauen, die durch eine Schwan-
gerschaft in eine schwierige, ja
ausweglose menschliche oder
wirtschaftliche Situation gera-
ten.

Der EAK im CDU-Kreisver-
band Pinneberg identifiziert sich
mit der Feststellung der gemein-
samen Erklärung der Kirchen,
die sagt: „Alle Anstrengungen
zum Schutz des ungeborenen
Lebens im Mutterleib müssen
darauf gerichtet sein, es mit der
Frau und nicht gegen sie zu
schützen."

Unser Ergebnis: Wir sagen „Ja
zum Leben"!

Dazu brauchen wir eine Än-
derung des Bewußtseins, brau-
chen wir eine allgemein freund-
lichere Einstellung zum Kind
und eine Politik nach dem Motto
„Helfen statt strafen"!

Auch dies sollte zu denken ge-
ben!

Ein Jahr nach dem Schwan-
gerschaftsabbruch möchten
40% der Frauen diesen Eingriff
am liebsten wieder rückgängig
machen, nur 57,4 % der Frauen
mit Abbruch fühlten sich mehr
als ein Jahr danach ganz gesund,
- so eine Studie lt. Ärzte-Zei-
tung vom 22. 8. 1990. Dazu wird
kommentiert: „Da stockt dem
sensiblen Leser doch das Herz in
der Brust. Was ist die vielzitierte
autonome Gewissensentschei-
dung eigentlich wert?"

Sollte uns dies in der CDU
nicht Grund genug sein, ausge-
wogener über diese komplizier-
ten Zusammenhänge zu befin-
den?

EAK-Kreisvorstand Pinneberg




